berrſchende Potenz in Deutſchland wäre. 
Virchow nicht an die Oppoſition aus jener 
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Deutſchland. 
d. C0. Landtags⸗Verhandlungen. 
38. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 5. April. 

1 Uhr. Am Miniſtertiſche Nn Bismarck, Achenbach, Friedenthal, Geh. 
Räthe Hoffmann, Dahrenſtädt, Michelly u. A. 

Ohne Debatte erledigt das Haus die dritte Leſung des Geſetzentwurfs 
betreffend die Aufnahme von Wechſelproteſt en, und gebt demnächſt 
zur dritten Beratbung der Vorlage we Vereinigung des Herzogs 
ibums Lauenburg mit der preußiſchen Monarchie über. 

Zu $ 2 erklärt Abg. Virchew in ſeinem und feiner politiſchen Freunde 
Namen, daß er bei der gegenwärtigen Leſung auf die Stellung weiterer 
Amendements verzichte. Er wolle eine näbere Information über die Stim⸗ 
mung des Landes abwarten und behalte ſich vor, erforderlichen Falls nach 
drei Wochen bei der zweiten verfaſſungsmäßigen Berathung der Vorlage 
entſprechende Amendirungen zu beantragen. r 

Abg. Dr. Hammacher: Da auch meine politiihen Freunde nicht das 
Bepürfniß verſpüren, Anträge zu ſtellen, fo würde ich auf das Wort verzich⸗ 
ten, wenn ich nicht auf jene Volksverſammlung in der Stadt Lauenburg zu» 
rücktommen müßte, auf welche der Abgeordnete Virchow feine Behauptung 
ftüßte, daß man in Lauenburg den Anſchluß an Hannover dem an Schleswig⸗ 
Holſtein votziehe. Ich bin mittlerweile auf das Genaueſte über die Bedeu⸗ 
tung und den Charakter jener Vollsverſammlung unterrichtet. 

Sie beſtand aus einigen hunderten, von einem Herrn von der Sandt 
zuſammenberufenen Perſonen, die allerdings an dem Geſetzentwurf ſehr viel 
auszuſetzen hatten und ſich zu folgender, für ſie höchſt charakteriſtiſcher Re⸗ 
ſolulion verſtiegen: „In Anbetracht, daß die Aufhebung der ſelbſtſtändigen 
Staatsverwaltung eine welthiſtoriſche Bedeutung für ſämmtliche Bewohner 
des Herzogthums Lauenburg ſein und behalten wird; (Heiterkeit) in Ans 
betracht, daß das Herzogthum noch vor zehn Jahren, wie es ſich freiwillig 
zum Eintritt in Preußen meldete, in wirklich äußerſt blühenden Finanz⸗ 
verbältniſſen ſich befand, neuerdings jedoch ungeachtet höherer Steuerbelaſtung 
in unzureichenden Vermögensverbältniſſen ſich befinden fol (Hört! Hört! 
Rufe: Soll!) in Anbetracht, daß die Art der n des Landes» 
vermögens ſeit 1866, ſowie die Höhe des Vermögens, der Einkünfte, der 
Steuern und Zölle, ſowie der Schulden nur äußerſt wenigen Bewohnern 
des Herzogthums Lauenburg bekannt ſind und bekannt geworden ſind, be⸗ 
chließt die Verſammlung: 1) Proteſt zu erheben gegen einen etwaigen 

eſchluß der Ritter und die f Grund der aufgeſtellten Einver⸗ 
leibungsbedingungen. 2) Die zur Zeit beſtehende Regierung aufzufordern, 
durch eine klar gefaßte ausführliche Denkſchrift der 9 Bevölkerung 
des Herzogtbums Rechenſchaft über die Verwaltung der letzten zehn Jahre, 
über Landesvermögen und Schulden, über Einnahmen, Ausgaben und 
Steuern, zukünftige Gerechtſame und Anſprüche u. ſ. w. abzulegen. 3) 
Noch vor der Einverleibung in Stelle der alten feudalſtändiſchen Landes⸗ 
vertretung auf eine durch Pee Wahl aus dem Herzogtbum hervorgehende 
Geſammtbertretung hinzuwirken.“ Der Wortlaut dieſer Reſolution charak⸗ 
teriſirt ihren Werth! Wenn ich ſchon das vorige Mal behaupten durſte, 
daß ſich die große Majorität der Bewohner Lauenburgs im: bolliten Ein⸗ 
verſtändniß mit der 8 Vorlage befinde, ſo glaube ich jetzt dieſe 
Behauptung auf's Beſtimmteſte ge am zu können. Wir können den 
Entwurf mit dem ſicheren Gefühl genehmigen, daß wir dabei nicht blos 
die Intereſſen Preußens, ſondern auch die der Bevölkerung Lauenburgs 
richtig treffen. 1 h 

dürft Bismarck: Ich weiß nicht, ob ich in drei Wochen, wenn der 
Abg. Virchow dasjenige, was er inzwiſchen in dem Herzogthum Lauenburg 
an Beſchwerden von Leuten, wie ſie durch die eben derleſene Reſolution 
charatteriſirt worden ſind, wird extrahirt haben, bei meiner pa Ge⸗ 
ſundheit und bei der nothwendigen Badekur, die mir bevorſteht, in der Lage 
ſein werde, mich hier für die Vorlage auszuſprechen. Ich hoffe es, aber ich 
bin nicht ſicher darüber und deshalb erlaube ich mir, über die geſammte 
Stellung der beiden Regierungen, der preußiſchen wie der lauenburgiſchen 
zur Sache beute noch einige Bemerkungen zu machen. Ich muß ſagen, ich 
dabe es mir im Ganzen nicht ſo ſchwierig gedacht, den preußiſchen Staat zu 
vermögen, daß er ein wohlhabendes, wöhſſtebendeg, wohlgelegenes Herzog⸗ 
tbum, wenn deſſen Herzog es ihm auf dem Präſentirteller anbietet, überhaupt 
aunehme. Ich muß jagen, ich war in der That dieſem wohlhadenden Lande 
gegenüber nicht darauf gefaßt, es als eine ausgequetſchte Citrone bezeichnen 

bören. Ich ſuche die le dieſer ichn ; 

eute aus der Volksverſammlung, deren Bildungszuſtand ja durch den In⸗ 
halt derſelben hinreichend gekennzeichnet iſt. Die Unterzeichner der Reſo⸗ 
lution — der Herr don Sandt — gehören, & viel ich weiß, dem lauenbur⸗ 
giſchen Staatsverbande gar nicht an. Die Theilnehmer der Verſammlung 
ſetzen ſich zuſammen aus der mehrere Tauſende betragenden Einwohnerſchaft 
der Vorſlädte von Lauenburg, deren Bewohner größtentheils Schiffer find, 
die mehr nach Hamburg grapitiren und ſonſt faſt nie auf die Bergeshöhe 
dinauftommen, auf der die Stadt Lauenburg liegt, ſondern an den Ufern 
der Elbe bleiben. Es iſt ja eine bekannte Thatſache, daß Lauenburg eine 
große Anzahl von Socialiſten aufzuweiſen hat, welche dieſe Volksverſamm⸗ 
lung beeinflußten. Die letzte Reichstagswahl dat ja das Reſultat ergeben, 
daß die Partei der Socialiſten zwar nicht die relatib ſtärkſte Majorität, aber 
die ſtärkſte Stimmzahl dort aufwies. Die Existenz und das Aufkommen 
dieſer großen Fal Socialiſten in einem rein aderbautreibenden Lande kann 
denen nicht auffallend und überraſchend ſein, die die Verhältniſſe kennen. 

Die Geſetzgebung war eben ſo beſchaffen, daß kein Arbeiter unter irgend 
welchen Umſtanden irgend fein Fleckchen Landes als Eigenthum erwerben 
konnte. Es war dadurch ſeit Jahrhunderten die Be völkerung nicht über das 
Maß von 1700 bis 1800 Menſchen auf die Quadratmeile hinausgelommen. 
Daß die Arbeiter in oft ſehr harter Abhängigkeit von der Ritter: und Bauern: 
ſchaft und in der abjoluten Unmoglichteit ſich befanden, ſich eine unabhängige 
Stellung und ein Beſitzthum zu erwerben, hat dort den Socialismus ver⸗ 
breitet und bewirkt, daß die Arbeiter in den ſocialiſtiſchen Utopien Rettung 
ſuchten gegen eine unvernünftige Geſetzgebung. Von den Stimmen diefer 
Leute wird der Abg. Virchow allerdings eine erneute Bekräftigung der Ein⸗ 
wände, die er gegen die Vorlage erhob, und der Vorwürfe gegen die bis⸗ 
berige Verwaltung des Landes finden können; ich ſelbſt habe mich ja einer 
beſonderen Popularität bei den Socialiſten nie zu erfreuen gebabt. (Heiter- 
keit.) Es überraſcht mich aber doch einigermaßen, gerade vom Abg. Virchow 
dieſe Schwierigkeiten und Einwände vorbringen zu hören, da ich geglaubt 
alte, er würde über unſere Kämpfe, die 10 Jabre rückwärts liegen, den 

chleier der Vergeſſenbeit zu breiten geneigt fein. Ich muß ihn darauf auf: 
merkſam machen, wenn etz nach ihm gegangen wäre, jo wäre überhaupt 
weder von einer ausgequetſchten, noch von einer vollen Citrone heute die 
Rede, ſondern Lauenburg wäre noch jetzt unter der Herrſchaft des Herzogs 
von Auguſtenburg und ſtande unter dem Schutz des alten deutſchen 
Bundes, der überhaupt, wenn es nach ihm gegangen wäre, noch heute die 
ch würde an Stelle des Abg. 
iso! 8 } eit erinnert haben; er zwingt 
mich, ihn darauf hinzuweiſen, daß er mehr wie jeder andere in der Lage iſt, 
das dargebotene Geſchenk nicht jo genau ich will an ein populäres Sprich⸗ 
wort nicht erinnern (Heiterkeit) — in Bezug auf die Formen, unter denen es 
von ſeinem Na Wund nicht etwa von Vollsverſammlungen — dargeboten 
wird, ſeiner Kritik zu unterziehen. ? 

ch ſelbſt bin eigentlich pat nicht in der Lage, daß ich ein ſebr leiden: 
ſchaftliches Intereſſe für dieſe Vorlage hätte. Ich batte eigentlich immer 
darauf gerechnet, daß ich in meinen alten Tagen, wenn ich nicht mehr im 
Stande ſein würde, Reichskanzler zu ſein, mir das W e Miniſte⸗ 
rium gewiſſermaßen als mein Alient eil reſerviren könnte. (Große Heiter⸗ 
keit.) Auf dieſe Hoffnung verzichte ich nun mit Einbringung dieſer Vorlage. 
Ob ich das freudig ue oder nicht, iſt meine Sache. Hier habe ich nur 
darauf zu halten, daß die Bedingungen, unter denen Lauenburg angenommen 


werden ſoll, auch den gegenwärtigen legalen Vertretern gerecht ſeien. Ich 


werde ſie darüber befragen, und wenn ſie ihnen nicht gerecht ſeien, dann 


' würde ich mich für verpflichtet halten, die Verhandlungen zu dertagen. Jetzt 


liegt dies noch nicht in meiner Abſicht, aber wenn Sie glauben, daß der 
Herzog und ſein Miniſter ein jo großes Intereſſe daran haben, das Herzog⸗ 


ung in der Reſoluiſon biefer | ſo 


tbum los zu werden und fi bier alle möglichen Ausſtellungen gefallen zu 
laſſen, als wenn das Land ſchon jetzt Gegenſtand der preußiſchen Geſetzge⸗ 
bung wäre, dann iſt dies doch eine durchaus unrichtige Voraus ſetzung. Ich 
weiß nicht, warum Sie dieſes Geſchenk — ein ſolches iſt es, das Ihnen von 
feinem Herzog entgegengebracht wird — als ein Danaergeſchenk behandeln. 
Einmal ſind der König von Preußen und ſeine Miniſter keine Danger, die 
Sie zu fürchten hätten, und dann iſt die Gefahr, daß dieſes trojaniſche Pferd 
in ſeinem Innern etwa 5 ritterſchaftliche Mitglieder mit nach Preußen ein⸗ 
ſchmuggele, doch keine jo ſehr gewaltige. (Heiterkeit) 

Abg. Hanſen: Der Abgeordnete Virchow bat bei der früheren Be⸗ 
rathung behauptet, ein Blick auf die Karte Lauenburgs genüge, um zu be⸗ 
weiſen, daß der Anſchluß des Herzogthums an Hannover viel natürlicher ſei, 
als an Schleswig⸗Holſtein. Zur Widerlegung dieſer Anſicht überreiche 
5 he 5 eine von mir ſkizzirte Karte, die das Gegentheil beweiſt. 

eiterkeit. 

Abg. Dr. Virchow: Ich werde dieſe Karte als eine wertbvolle Exinne⸗ 
rung an dieſe welthiſtoriſchen Debatten in meinem Archiv niederlegen. Leider 
hätte Herr Hanſen die große Mübe, die er auf die Karte verwendet hat, 
ſparen können, denn er konnte ſich wohl denken, daß ich mir ſelbſt die Karte 
von Lauenburg angeſehen habe. Ueberdies fehlt auf der Karte des Herrn 
Hanſen gerade das Stück von Hannover, welches über die Elbe hinüberxeicht. 
(Heiterkeit) Was ich wünſchte, war übrigens nur ein unzweifelbaftes Zeug: 
niß, daß dieſes Herzogtbum nicht ewig in ſeiner welthiſtoriſchen Stellung 
bleiben ſoll; ob es an Hannover oder an Schleswig⸗Holſtein angeſchloßſen 
wird, kommt dabei erſt in zweiter Reihe in Betracht. — Dem Abg. Ham⸗ 
macher habe ich zu erwidern, daß ich mich gar nicht auf die gedachte Volks⸗ 
verſammlung, ſondern auf Privatmittheilungen berufen habe. Aber es 
ſcheint mir doch, daß der Abg. Hammacher den verleſenen Zeitungsartikel 
etwas zu ſtark aufbauſcht. Die Werthſchätzung von e iſt 
ja immer ſehr verſchieden, aber ſonderbar bleibt es doch, daß man ſich von 
anderer Seite nicht bemüht bat, eine Gegenverſammlung zu machen — in⸗ 
deſſen ich habe jene Verſammlung nicht zu vertreten, und wenn ſie in der 
That einen komiſchen Ton angeſchlagen hit, fo liegt das vielleicht an dem 
niederſächſiſchen Geiſt, von dem der Miniſterpräſident geſprochen, und der ſich 
anſcheinend in dem kleinen Herzogthum concentrirt hat. — Was endlich den 
Miniſterpräſtdenten ſelbſt anlangt, ſo war ich nahe daran, den Präſidenten 
um Schutz anzurufen gegen die Wendung, daß ich Nachrichten aus dem 
Herzogthum „extrahirte“. Meine Informationen find mir ohne mein Zuthun 
zugegangen. Ich habe darauf hingewieſen, daß die Leſungen zu ſchnell auf: 
einander folgen, um eine Aeußerung der Bevölkerung des Herzogthums zu 
geſtatten, obne ein Urtheil auszuſprechen, wohin ſich die Majorität wenden 
werde. Bei dem Bekanntwerden neuer Strömungen hielt ich es für ae 
das Urtbeil bis zu einer erfolgten Aeußerung zu ſuſpendiren. Geht aus 
dieſer Aeußerung hervor daß die Bewohner Lauenburgs ſich in dieſe Be⸗ 
pr fügen, jo werde ich nicht die Lauenburger gegen ſich felber ſchützen; 
geſchieht das Gegentheil, ſo muß ich mir vorbehalten, bei der folgenden Be⸗ 
rathung darauf zurückzukommen. 

Andererſeits muß ich dem Miniſterpräſidenten für die freundlichen Er⸗ 
wartungen danken, welche er für mich hegt. Ich hätte auch am liebſten 
über dieſe Angelegenheit geſchwiegen, wenn ich mich nicht oft als Abgeord⸗ 
neter in der Zwangslage befände, das zu ſagen, was kein Anderer außer 
mir jagt. Auch habe ich mich nicht meiner früheren Stellung im Abgeord⸗ 
netenhauſe und unſerer ehemaligen Theilnahme für den Herzog don Auguſten⸗ 
burg zu ſchämen, weil das eins der Mittel war, die preußiſche Politik aus 
ihrer impotenten Handhabung berauszureißen. Auch in den Londoner Con⸗ 
ferenzen wurde die gedachte Epentualität noch offen gehalten, biß der gegen: 
wärtige Miniſterpräſident fie beſeitigte. Wir haben ſpäter die vollbrachten 
Thatſachen acceptirt, ohne zuzugeſtehen, vaß die damalige Stellung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes eine unfruchtbare und für die Geſchichte des Vaterlandes 
unbedeutende geweſen ſei. Vielleicht hätte ja der Miniſterpräſident auch 
ohne dieſe treibenden Elemente des N die Wege einge⸗ 
ſchlagen, die er nachher betreten hat; aber daß das Haus ihm in gewiſſer 
Weiſe arg: Vere iſt, ſowohl bet dem Vorgehen gegen Dänemark, wie 
auch bei dem Vorgehen gegen Oeſterreich, das wird er uns nicht beſtreiten, 
und damit hat ſich das Haus von 1862 und 1865 ein ehrendes Denkmal 
geſetzt. Dieſe Seite der Frage bat nun aber nichts damit zu thun, was 
jetzt in Beziehung auf Lauenburg geſchehen fol. Wenn der Mimiſterpräſident 
ſagt, es ſei ein Geſchenk, welches uns der Herzog von Lauenburg darbiete, 
ben wir wirklich kein Intereſſe daran, ſolche Geſchenke anzunehmen. 
ir haben nur verlangt, es. ſolle in regelmäßiger Weiſe ausgetragen 
werden, ob Real⸗ oder Perſonalunion, daß aber durch einen blos einſeitigen 
Act der Krone dieſe Frage entſchieden werden könne, hat das Abgeordneten⸗ 
haus immer geleugnet. Ich kann weder anerkennen, daß der Herzog von 
Lauenburg in regelmäßiger Weiſe in den Beſitz des Landes gekommen iſt, 
noch auch, daß er in die Lage gekommen wäre, in regelmäßiger Weiſe das 
Sead: zu verſchenken. Ich glaube nun, es liegen ſehr weſentliche 

ründe vor, welche es auch im Intereſſe des Herzogthums erſcheinen laſſen, 
bei Preußen zu ſein; aber ich bin nicht ſchon jetzt in der Lage, verſichern zu 
können, daß ich nicht noch dieſe oder jene Bedingung vielleicht bei der letzten 
Leſung zu ſtellen habe. Ich bedauere ſelbſt, wenn der Miniſterpräſident dann 
nicht anweſend fein wird. Ich kann ed nicht im Voraus zufagen, aber i 
werde mich möglichſt bemühen, über alles, was perſönliche Fragen berühren 
könnte, hinwegzugehen und mich nur innerhalb des Rahmens der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Erörterung zu halten, welche uns vorliegt. (Beifall.) 


Fürſt Bismarck: Der Vorredner hat zunächſt die Stellung des Abgeord⸗ 
netenhauſes in den Jahren 1863 bis 1865 mir gegenüber wahren zu müſſen 
geglaubt. Ich glaube, daß dies überflüſſig war und daß ich Objectivität 

enug beſitze, um mich in den Ideengaug des Abgeordnetenhauſes von den 
an 1862 bis 1866 vollſtändig einleben zu können. Ich habe die volle 

chtung vor der Entſchloſſenheit, mit der die damaligen preußiſchen Volks⸗ 
vertreter das, was ſie für recht hielten, vertreten haben. Daraus mache ich 
Niemandem einen Vorwurf. Sie konnten nicht wiſſen, und ich konnte Ihnen 
auch nicht ſagen, worauf meiner Anſicht nach die Politik ſchließlich hinaus⸗ 
geben würde, und Sie hatten auch das Recht, falls ich es Ihnen hätte jagen 
können, mir immer noch zu antworten: uns ſteht das Verfaſſungsrecht des 
Landes höher, als feine auswärtige Politik. Ich bin, wie geſagt, weit ent⸗ 
fernt geweſen, irgend Jemandem einen Vorwurf daraus zu machen. Wenig⸗ 
ſtens bin ich es jetzt, wenn ich es auch in der Leidenſchaft des Kampfes nicht 
immer geweſen ſein mag, und ich glaube, Sie werden mir gerechter Weiſe 
das Zeugniß nicht verſagen können, daß ich meinerſeits in den zehn Jahren, 
die ſeitdem in das Land gegangen ſind, auch in gereizten Discuſſionen an 
den damaligen Conflict niemals erinnert habe. 

Ich habe alle Feindſchaften von damals meinerſeits vergeſſen und dafür 
die volle Verſohnung auf Grund des gemeinſamen landsmannſchaftlichen 
Gefühls und dergleichen Liebe zum Vaterlande ſubſtituirt. Wenn das von 
allen anderen Seiten mir nicht in gleichem Maße entgegengetreten iſt, ſo iſt 
es gerade das Bedauern darüber, dem ich vorhin in einer vielleicht mißver⸗ 
ſtändlichen oder unvollkommenen Weiſe Ausdruck gegeben habe. Was ich 
ausſprechen wollte, iſt nicht, daß der Vorredner mir vor 10 Jahren gegen⸗ 
übergeſtanden hat, ſondern daß er mir jetzt gegenüberſteht nicht nur ſachlich, 
ſondern auch principiell und wie ich fürchte, ſogar perjönlih in einer Art, 
die ich in keiner Weiſe verdiene. Die Achtung, die ich vor ihm als einer 
Babe e Größe und als einer der Exiſtenzen habe, die unſerem 
Vaterlande auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft zum Ruhme gereichen, iſt bei 
mir viel größer, als die Empfindlichkeit, die ich auf politiſchem Gebiete mit⸗ 
unter berechtigt wäre, ihm gegenüber zu haben. enn er an den Ausdruck 
„Geſchenk“ ſich ſtößt, jo hade ich damit nur ſagen wollen, daß ich nicht 
glaubte, daß man in irgend einem anderen europäiſchen Lande ſo viel 
Schwierigkeiten haben würde, dem Staate einen ſo wohlgelegenen Zuwachs 
zuzuführen. Die jetzige rechtliche Lage ift doch auch nicht % precär und un⸗ 
ſicher, wie der Vorredner ſie ſchildert. Die Perſonalunion von Lauenburg 
iſt nicht nur durch die Verſaſſung des Norddeutſchen Bundes, ſondern auch 
durch die Reichsverfaſſung ſanclionirt und die Reichsverfaſſung ſowie die 
Reichsgeſetze ſind ihrerſcits auch für Preußen maßgebend. Wir befinden uns 
alſo in einem reichsverfaſſungsmäßig vollkommen legaliſirten Zuſtande, fo 


daß der König ſelbſtſtändiger Herzog von Lauenburg bleiben kann, ſo lange 


ch] Bremen gemeinſchaftlich 


er will; aber er bat ſeinerſeits dieſe Abſicht nicht. Wenn der Vorredner 
zweifelbaft geweſen iſt, ob er die Hilfe des Präſidenten hätte anrufen ſollen, 
weil ich ihm die Abſicht zuſchrieb, bis zur nochmaligen Berathung der 
Vorlage gegen mich und meine lauenburgiſche Politik Urtheile des Landes 
zu extrahiren, fo Ba ich, kann man über den Unterſchied der Tragweite 
dieſer von mir gebrauchten Wendung und deſſen, was der Vorredner wirklich 
ſagte, doch nur in ſehr ſpitzfindiger Weiſe rechten. weh 

Der Vorredner ſagt: „Ich kann jetzt noch nicht reden, weil ich erſt nach 
3 Wochen Mittheilung aus dem Land erwarte“, oder wie er ſich ſonſt aus⸗ 
drückte; Thatſache war, daß er drei Wochen Friſt baben wollte, damit ihm 
diejenigen Mittheilungen aus dem Lande zugeben könnten, deren Urheber 
etwa noch Neigung baben ſollten, ſich mit ihm in Verbindung zu ſetzen. 
Wenn das hier öffentlich proclamirt und durch die Zeitungen verbreitet wird, 
die ja doch auch in Lauenburg von allen denen geleſen werden, die dort mit 
der gegenwärtigen Verwaltung nicht ſympathiſiren, ſo iſt von dieſer Erklä⸗ 
rung, daß er bereit ſei, ſolche Kundgebungen, welche ihm zugehen, bier bei 
der Berathung geltend zu machen, bis zu dem Wort „Extrahiren“ kein fo 
großer Abſtand. Bei der großen wiſſenſchaftlichen Bedeutung des Vorredners 
kann ich mir die etwas kleinliche Genugthuung einer geographiſchen Berich⸗ 
tigung ihm gegenüber nicht verſagen: der Theil von Hannover, der über die 
Elbe hinausgeht, hängt nicht mit Lauenburg zuſammen, es ſchiebt ſich ein 
kleiner mecklenburgiſcher Gebietstheil dazwiſchen; allerdings gehörte früher 
ein weſtlich von der Elbe gelegenes, ſeit 50 er zu Hannover gehöriges 
Stück zu Lauenburg. In Bezug auf die Inſinuation, welche in der Reſo⸗ 
lution jener Volksverſammlung über die Finanzen des Landes enthalten iſt, 
möchte ich noch einige Worte ſagen. Die lauenburgiſchen Finanzen ſind 
außerordentlich gut und gewähren einen erheblichen Ueberſchuß. Es iſt dies 
ein um ſo günſtigeres der f für die Verwaltung des Landes, als Lauen⸗ 
burg bekanntlich von der Rricksregierung ziemlich ſtiefmütterlich behandelt 
worden iſt. Lauenburg hatte einen Elbzoll und einen Tranſitzoll, die ihm 
zuſammen 140,000 Thlr. jährlich einbrachten. 
ſtellung des norddeutſchen Bundes ohne Entſchädigung aufgehoben und da⸗ 
durch um ſo mehr die Finanzen des Landes in Verlegenheit gebracht, als 
Lauenbarg ſchon kurz vorher unerwarteter Weiſe die 2% Millionen däniſcher 
Thaler, die Preußen im Gaſteiner Vertrag zu zahlen hätte, zu ſeinen lauen⸗ 
burgiſchen Staatsausgaben übernehmen mußte und dafür 85,000 Thlr. jähr⸗ 
lich zu zahlen hat. i | . 

Es entstand alſo für dies kleine Land ein ploͤtzlicher Ausfall von 220,000 
Thaler jährlicher Einnahmen, auf den es in Bezug auf den Elbzoll um ſo 
weniger gefaßt ſein konnte, als die in 1 Lage befindlichen übrigen 
deutſchen Staaten, wie Anhalt und Mecklenburg, zwar nicht eine volle, aber 
doch erhebliche Entſchädigung erhielten. Es war das eine Härte der Ber 
bandlung, die Lauenburg zu erfahren hatte und die damals im Lande tiefe 
Bitterkeit erzeugte. Die lauenburgiſchen Finanzen mußten damals in Ver⸗ 
legenheit gerathen, und doch hat das Land den Ausfall der 140,000 Thlr. 
ertragen, es hat die Verzinſung von 2 Millionen getragen und doch nie 
ein Deficit gehabt. Das Land lieferte früber als Revenne⸗Ueberſchuß an 
die dänische Krone jährlich eine Summe, die zwiſchen 150,000 und 250,000 
Thalern gewechſelt hat. Die vaaren Ueberſchüſſe des Landes betrachtete 
man gewiſſermaßen als die Gibillifte des Könies von Dänemark, und dieſer 
Umſtand erklärt es, daß das Land dieſen gefährlichen Stoß in ſeine Finan⸗ 
— ohne Schiffbruch hat ertragen können, indem durch die Theilung, welche 

de. Majeſtät der König mit dem übrigen Domanium dorgenommen hat, 
die königliche Civilliſte von dieſem durchſchnittlich 200,000 Thaler jährlich 
betragenden Uellerſchuß auf den budget mäßigen Betrag von 34,000 Thalern 
jährlich reducirt worden iſt, Se. Majeſtät ſich alſo mit ca. 160,000 Thalern 
weniger begnügt, als der frühere Landesherr. Daß Se. Majeftät dieſe ge⸗ 
wiſſermaßen reſervirte Civilliſte, d. b. die Güter, auf denen fie fandirt iſt, 
und die einen jährlichen Betrag von 34,000 Thalern abwerfen, ſchließlich 
nicht ſich ſelbſt behalten, ſondern mir als Dotation zu geben die Gnade ge⸗ 
babt hat, ändert an den Finanzverhältniſſen des Landes nichts, denn Nle⸗ 
mand würde dem Herzog bier eine Bemerkung haben machen können, wenn 
er aus dem reichen Lande eine Civilliſte oder ein Patrimonium von 34,000 
Ahalern budgetmäßiger Revenuen ſich jährlich reſervirt hätte. Ich erwähne 
dies ausdrücklich, weil in den Voltsverſammlungen auch darüber eine Menge 
von Lügen colportirt werden. 
Lande von vielen Uebelwollenden vorgeworfen wird, ausſchließlich Seiner 
Majeſtät dem Kaiſer und Herzog von Lauenburg zu Danke derpflichtet, der 
die Gnade gehabt bat, fie mir aus feinem eigenen Vermögen zu gewähren. 

Die Debatte wird hierauf geſchloſſen und 8 2, ſowie der übrige * des 
Geſetzes ohne weitere Discuſſion in dritter Leſung vom Haufe genehmigt. 

Es folgt die erſte Berathung des zwiſchen Preußen, Oldenburg und 
Bremen abgeſchloſſenen Vertrages wegen künftiger Unterhaltung der 
Schifffahrtszeichen auf der Unterweſer. 

„Abg. Dr. Dohrn: Der vorliegende Vertrag ift das Reſultat einer mehr⸗ 
jäbrigen Beralhung und man kann wohl bieraus ſchließen, daß dem Ab⸗ 
ſchluſſe bedeutende Schwierigkeiten entgegengeſtanden haben. Der Vertrag 
beſteht weſentlich aus zwei Theilen, die hier einheitlich zuſammengefaßt wor⸗ 
den find; einmal handelt es ſich um die Unterhaltung der Schifffahrtszeichen, 
welche jetzt nicht von Bremen allein, ſondern don Preußen, Oldenburg und 
etragen werden; andererſeits aber um die Ueber⸗ 
nahme der Anlage und Unterhaltung der Strandbefeſtigungen bei der Inſel 
Wangerooge, deren Koſten zur Hälfte von Seiten des deutſchen Reiches, zur 
Hälfte von den beiden andern Staaten getragen werden ſollen. Die Ein⸗ 
ſchiebung dieſes zweiten mit dem Gegenſtand des Vertrages nur loſe zuſam⸗ 
lena unktes macht für mich die Annahme der Vorlage ſehr pro⸗ 
ematiſch. 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Zunächſt will ich hier von dieſem Ver⸗ 
trage conſtatiren, daß die Verhandlungen über die Unterhaltung der Schiff⸗ 
fahrtszeichen gleichſam unter directem Einfluß des Reiches zu Stande ge⸗ 
kommen ſind und daß zu allen Schritten die Reichsbehörden ihre ue der 
mung gegeben haben. Die lange Reihe von Jahren, die über die 
handlungen hingegangen, beweiſt, daß die äußerſten 53 zu über⸗ 
winden waren, und die Staatsregierung legt um ſo höheren Werth auf das 
Zuſtandekommen der Vorlage. enn der Vorredner es getadelt bat, daß 


Beides wurde bei der Her⸗ 


Ich bin für dieſe Dotation, die mir im 


e Ver⸗ 


* 


die Strandbefeſtigung bei Wangerooge mit in das Geſetz hineingezogen wor⸗ 


den iſt, ſo bemerke ich, daß dies auf Antrag Bremens 
die Reichsbehörden haben ſehr großen Werth auf dieſen Punkt gelegt, und 
ſind auf Grund der Reichsaufſicht eingetreten, als die Verhandlungen ins 
Stocken geriethen. Ich glaube daher, daß eine ſchwere Schädigung der Inter⸗ 
eſſen eintreten würde, wenn das Geſetz nicht zu Stande käme oder einen 
Aufihub erführe. j - 

Abg. Dr. Hammacher: Es liegt hier in einem Punkte eine ſchwere 
Belaſtung des preußiſchen Stagtes por, nämlich in Bezug auf die Strand⸗ 
befeſtigung bei Wangerooge. Die Halfte der Anlagekoſten beträgt 583,250 
Mark, und hiervon ſoll Preußen ¼ tragen, Oldenburg dagegen nur „ und 
Bremen . Ich weiß nicht, nach welchem Grundſaß dieſe Vertheilung der 
Koſten ſtattgefunden hat, und da wir nicht ſo ohne Weiteres den Etat mit 
Summen belaſten können, ohne ihre Nothwendigkeit geprüft zu baben, der 
pathologiſche Zuſtand des Hauſes aber einer ſolchen f 
iſt les berrſcht wäbrend der Discuſſion große Unruhe), jo beantrage i 
Ueberweiſung der Vorlage an die Budgetcommiſſion. 

Das Haus tritt dem Antrage bei. Mn 
Der Geſetzentwurf, betreffend die Auflöſung des Lechnsverbandes 
in der Provinz Weſtfalen wird auf den Antrag des Abg. Schmidt 
(Stettin), der auf die bereits erfolgte Zuſtimmung des Provinziallandtages 
und auf die ſorgfältige Durchberathung im Herrenhauſe binweiſt, en bloc 
angenommen. | 

Schließlich wird eine Reihe von Petitionen von Beamten um Auf⸗ 
beſſerung der Gehälter und Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen nach 
ea a der Budgetcommiſſion durch Uebergang zur Tagesordnung 
erledigt. 

Nächſte Sitzung: Freitag 1 Uhr. (Mündlicher Bericht der Budgetcom⸗ 
miſſion, betreffend die Aufſtellung eines Plans der großen Staatsbauten, 
Petitionen ꝛc.) Schluß 4 Uhr. 3 
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- Berlin, 5. April. [Amtliches.] Se. Majeſtät der Kaiſer und König 
haben des fortdauernden Erkältungszuſtandes wegen die beabſichtigte Abreiſe 
nach Karlsrube und Baden-Baden noch ausgeſetzt. ; 

Se. Majeſtät der König bat Allerhöchſtihrem außerordentlichen Ge⸗ 
1 und bevollmächtigten Miniſter am Großherzoglich badiſchen Hofe, 

irllichen Geheimen Rath Grafen von Flemming, und Allerhöchſtihrem 
Vice⸗Ober⸗Ceremonienmeiſter, Kammerherrn von Röder, den Rothen Adler⸗ 
Orden erſter Klaſſe mit Eichenlaub; dem Geheimen Juſtizrath und ordent⸗ 
lichen Profeſſor Dr. juris Haelſchner an der Univerfität in Bonn den 
Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Rector und erſten 
Oberlehrer am Lyceum I. zu Hannover, Profeſſor Lehners, und dem Pro⸗ 
feſſor und emeritirten Gymnaſtal⸗Oberlehrer Uhdolph zu Breslau, bisher 
in Glogau, den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Garniſon⸗ und 
Diviſionspfarrer, Hofprediger Rogge zu Potsdam den Königlichen Kronen: 
Orden dritter Klaſſe; dem Rector der Garniſonſchule in Potsdam, Oſtmann, 
dem Hauptlehrer Brinkmann zu Alt⸗Hemelingen, Amts Achim, und dem 
klöſterlichen Förſter Zinnins zu Rönnerbolz bei Kiel den Königlichen 
Kronen Orden vierter Klaſſe; dem Garniſon⸗Schullebrer Wieſe zu Pots⸗ 
— — Adler der Inhaber des Königlichen Haus⸗Ordens von Hohenzollern 
verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat dem Generalmajor von der Armee, v. Böhn, 
den Rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; dem Major a. D. 
v. Lilienhoff⸗Zwowitzky zu Baden-Baden, früher im 4. Weſtfäliſchen 


1 Nr. 17, den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem 


eneralmajor 3. D., Haberland, bisher Commandeur der 19. Infanterie: 
Brigade, den Königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe mit dem Stern; dem 
Major Bergemann vom Stabe des Ingenieur⸗Corps und Platz⸗Ingenieur 
der Feſtung Torgau den Königlichen Kronen-Orden dritter Klaſſe; ſowie dem 
Musketier Heinrich Kronacher im 2. Hannoverſchen Infanterie Regiment 
Nr. 77 die Rettungs⸗ Medaille am Bande verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat dem Stadtgerichtsrath Model bierſelbſt bei 
feiner Verſezung in den Ruheſtand den Charakter als Geheimer Juſtiz⸗Rath; 
und dem Kreisphyſikus des Kreiſes Wiedenbrück, Dr. Adolph Pelizäus in 
Rietberg, den Charakter als Sanitäts⸗Rath verliehen. 

Der vormalige Archivar der Stadt Augsburg, bisherige Hilfsarbeiter beim 
Geheimen Staats⸗Archive, Dr. Cbriſtian Meyer, iſt als Archiv⸗Secretär 
bei dem Staats⸗Archive in Schleswig angeſtellt worden. — Der bisherige 
ordentliche Lehrer am Friedrichs Collegium zu ee, i. Pr., Dr. Arthur 
Lud wich, iſt zum außerordentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät 
der Univerſität zu Breslau ernannt worden. Beim Schullehrer⸗Seminar in 
Brühl find der dortige Lehrer Blied und der commiſſariſch fungirende Lehrer 
Frohn als ordentliche Seminarlehrer definitiv angeitellt worden. Der 
praktiſche Arzt Dr. Gleitsmann, zur Zeit in Berlin, iſt zum Kreiswund⸗ 
arzt des Kreiſes Naumburg ernannt worden. — Der Vorſteher des maſchinen⸗ 
techniſchen Bureaus der Königlichen Eiſenbahn⸗Direction zu Elberfeld, bis⸗ 
berige Maſchinenmeiſter Spörer, iſt zum Königlichen Eiſenbahn⸗Maſchinen⸗ 
Inſpector befördert worden. 

Berlin, 5. April. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
empfingen geſtern Nachmittag 4½ Uhr den Reichskanzler Fürſten von 
Bismarck zum Vortrage. — Heute ließen Se. Majeſtät Sich durch 
den Geheimen Cabinets⸗Rath von Wilmowoki Vortrag halten und 
empfingen den Vice⸗Ober⸗Ceremonienmeiſter von Röder aus Anlaß 
ſeines 50 ⸗jährigen Dienſt⸗Jubiläums, ſowie den Prinzen Wilhelm 
Radziwill. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kron⸗ 
prinz] nahm geſtern Vormittags milttäriſche Meldungen entgegen, 
eriheilte darauf dem Conſul Brons aus Emden Audienz und empfing 
den Katferlihen Botſchafter in Rom, Geh. Legatlons⸗Rath v. Keudell, 
ſowie die General⸗Adjutanten General⸗Lieutenant von Werder, Mitt: 
tär⸗Bevollmächtigten in St. Petersburg, und General⸗Major v. Albe⸗ 
dyll, Chef des Militär⸗Cabinets. Abends 7 Uhr beſuchten die Kron⸗ 
prinzlichen Herrſchaften die Aufführung des Händel ſchen Oratoriums 
Samſon in der Garniſonkirche; um 9 Uhr verſammelte ſich bei Ihren 
Kaiſerlichen Hoheiten in den Räumen der Kronprinzlichen Kunſtſamm⸗ 
lung eine kleinere Abendgeſellſchaft. (Reichsanz.) 

Berlin, 5. April. [Die Frauen und Kinder in den 
Fabriken. — Die Moor⸗Cultur. — Das Geſetz über die 
Amtsſprache. — von Radowitz.] Die Ergebniſſe der auf Be⸗ 
ſchluß des Bundekrathes angeſtellten Erhebungen über die Frauen⸗ 
und Kinderarbeit in den Fabriken bieten ein ungemein vielſeitiges und 
umfangreiches Material für die in Angriff genommenen Maßregeln. 
Es iſt eine ganze Reihe von vorhandenen Mißſtänden ermittelt wor⸗ 
den, zu deren Abhilfe nach 3 Richtungen Mittel vorgeſchlagen ſind, 
nämlich man will Verbeſſerung der Einrichtungen innerhalb der 
Fabriken, größere Sorge für die Arbeiterinnen und ihre Kinder außer⸗ 
halb derſelben und Beſchränkung in der Beſchäftigung der Frauen. 

Von einzelnen Seiten iſt der Erlaß einer für die Behörden beflimm- 
ten Anweiſung für erforderlich erachtet worden, welche eingehende Vor⸗ 
ſchriften über die in gewerblichen Anlagen zur Sicherung der Arbeiter 
gegen Gefahr für Leben und Geſundheit zu treffenden Einrichtungen 
enthält. Andererſeits find ſolche beſondere Erlaſſe gegenüber den Be⸗ 
ſtimmungen der Gewerbeordnung für überflüſſig erachtet worden. Gegen 
eine allgemeine Einſchränkung der Frauenarbeit iſt vielfach Wider⸗ 
ſpruch erhoben worden. Man verſichert, daß viele Induſtrlezweige 
dadurch geradezu ruinirt werden und eine Hemmung des 
Abſatzes durch die in Folge deſſen zu erwartende Vertheuerung des 
Fabrikats unvermeidlich würde; ebenſo mochte dadurch eine Concurrenz 
mit dem Auslande faſt unmöglich werden, beſonders in der Spinnerei 
mit der Schweiz und England, in der Lein⸗Induſtrie mit Oeſterreich, 
in der Tuchfabrikation mit England und Belgien und in anderen In⸗ 
duſtriezweigen, in welchen die Frauenarbeit unbeſchränkt iſt. Im 
Bundesrathe werden die wichtigen Erhebungen zunächſt einer weiteren 

Prüfung unterzogen werden. — Die Enquete -Commiſſion, welche der 
Miniſter für die Landwirthſchaft behufs Ermittelung von Vorſchlägen 
zur Moorcultur hierher berufen hat und an welcher außer Delegirten 
aus Preußen auch Fachverſtändige aus Oldenburg und Bremen be⸗ 

theiligt waren, hat heute ihre Berathungen geſchloſſen. Das Ergebniß 
derſelben geht dahin, daß man verſuchen wird, aus den jetzt beſtehenden ver: 
ſchiedenen landwirthſchaftlichen Vereinen eine Centralſtelle zu ſchaffen, um 
die allſeitig gemachten Erfahrungen bez. der Moorcultur zu ſammeln und 
zu publictren. Ferner ſoll eine Verſuchsſtation errichtet werden, welche 
gleichfalls die Ergebniſſe ihrer Beſtrebungen durch die Centralſtelle 
verbreiten laſſen ſoll. Den Vorſitz in den Berathungen führte der 
Miniſter Dr. Friedenthal perſönlich und in ſeiner Vertretung zeitweiſe 
der Miniſterialdirector Marcart. — Die Commiſſionsberathungen über 
das Geſetz, betr. die Amtsſprache, ſind beendet und zwar erforderte 
die zweite Leſung eine neunſtündige Sitzung. Der Entwurf iſt im 
Weſentlichen nach der Vorlage angenommen. Als zuläſſtg tft jedoch 
im den dringendſten Fällen der Erlaß ſchriftlicher Eingaben an die 
Gerichte in einer fremden Sprache geſtattet worden. — Der deutſche 
Geſandte in Athen, Geh. Rath v. Radowitz, iſt einer großen Gefahr ent⸗ 
gangen; bei ſeiner Heimkehr zog er die Einſchiffung in einem griechiſchen 
Fahrzeug der ihm angebotenen in einem italieniſchen Dampfer vor. 
Der letztere wurde durch einen Zuſammenſtoß mit einem anderen 
Schiffe in den Grund gebohrt, wobei die ſämmtlichen Paſſagiere um⸗ 
kamen. 

(Berichtigung.] Der „Staatsanz.“ ſchreibt: Das „Witzenhauſer Kreis: 
blatt“ brachte vor einiger Zeit die auch in andere Zeitungen übergegangene 
Nachricht, daß die Eltern des ſeit der Schlacht bei Wörth vermißten und in⸗ 
ie durch Erkenntniß des Amtsgerichts in Allendorf vom 4. Juli 1874 
Ur todt erklärten Füſiliers des heſſiſchen Füſilier⸗Regiments Nr. 80, Mar: 
tin Wolf zu Asbach von demſelben einen aus Pork in Penſylvanien den 
14. December 1875 datirten Brief empfangen hätten, in welchem er erzählte, 
wie er verwundet in franzöſiſche Gefangenſchaft gerathen, nach Afrika ge 
bracht worden und erſt vor Kurzem von dort auf einem amerikaniſchen Kriegs⸗ 
Gale nach Amerika entflohen ſei. Einen ſolchen Brief haben die Wolf ſchen 

Eheleute in Asbach in der That erhalten. Daß derſelbe aber wirklich von 


n 


ihrem Sohne bertühren und 55 darin mitgetheilte Sachverhalt richtig fein 
ſollte, erſchien nach den bisherigen Ermiitelungen, welche das Gerücht von 
der Zurückhaltung deutſcher Kriegsgefangenen in Algerien als unbegründet 
herausgestellt haben, von vorn berein unglaubhaft. In der That iſt denn, 
unerachtet der eingebendſten amtlichen Nachforſchungen, der angebliche Martin 
Wolf weder unter der von ihm bezeichneten Adreſſe, noch an der Hand ſon⸗ 
ſtiger über ihn beſchaffter Nachrichten in Amerika aufzufinden geweſen. Da⸗ 
gegen läßt ſich aus Allem, was über die betreffende Perſönlichkeit hat in 
Erfahrung gebracht werden können, mit Sicherheit annehmen, daß der an⸗ 
gebliche Martin Wolf aus Asbach ein Abenteurer iſt, der es darauf anlegt, 
durch Täuſchung der nächſten Angehörigen und durch erdichtete Erzählungen 
ſich Geld zu verſchaffen. 

[Telegramme unterwegs.] Seit dem erſten März ſind ſämmtliche 
mit den Eiſenbahnzügen fahrenden Bahnpoſten ermächtigt, Telegramme 
unterwegs anzunehmen, um ſie dem nächſten Telegraphenamt zur Beför: 
derung zuzuführen. Die Telegramme können unmittelbar an die im Poſt⸗ 
wagen befindlichen oder bei demſelben Behufs der Uebernahme der Poſtſachen 
beſchäftigten Poſtbeamten abgegeben, ſowie auch, mit Marken beklebt, in den 
an jedem Poſtwagen befindlichen Briefkaſten geſteckt werden. Zur Beklebung 
können bei dieſen Unterwegs⸗Telegrammen ſowohl Telegraphen⸗Freimarken, 
als auch Poſtfreimarken verwendet werden. Bei ara re des 
neuen, von der Entfernung unabhängigen Telegraphen⸗Tarifs iſt das obige 
Verfahren leicht anzuwenden. 

Münſter, 4. April. [Flucht.] Der frühere verantwortliche 
Redacteur des „Weſtf. Mercur“, Hr. Grochtmann, welcher jüngft 
wegen Aufnahme der bekannten Erklärung des Biſchofs von Mainz 
zu einem Monat Gefängniß verurtheilt wurde, hat ſich ſchon vor 
mehreren Tagen zu ſeiner in Amerika lebenden Familie begeben. 

Münſter, 4. April. [Beſchlagnahme.] Nachdem am Sonn⸗ 
abend Abend dem Senior des Domcapitels, Dompfarrer, Profeſſor 
Dr. Püngel, die Aufforderung zur Wahl eines „Bisthumsverweſers“ 
vom Ober⸗Präſidenten, Herrn von Kühlwetter, zugegangen war, 
hat heute Morgen der Regierungs-⸗Rath Hüger auf Grund des § 6 
des Geſetzes über die „Verwaltung erledigter katholiſcher Bisthümer“ 
die angekündigte Beſchlagnahme des dem biſchöflichen Stuhle gehörigen 
und der Verwaltung deſſelben oder des jeweiligen Biſchofes unter⸗ 
liegenden Vermögens zur Ausführung zu bringen geſucht. Der ge⸗ 
nannte interimiſtiſche Commiſſar fand ſich nämlich gegen 9 Uhr vor 
dem verſchloſſenen General⸗Vicariatsgebäude ein und bemühte ſich ver⸗ 
gebens, die Schlüſſel zu erlangen. Er wurde von der Frau des ab⸗ 
weſenden Caſtellans an den früheren General⸗Vicar, Hrn. Dr. Gie ſe, 
verwieſen, deſſen Intervention dem Herrn Regierungs- Rath indeſſen 
nicht erwünſcht zu ſein ſchien. 

Frankfurt, 4. April. [Der hieſige Verein der Fort⸗ 
ſchrittspartei] nahm in einer geſtern Abend abgehaltenen Verſamm⸗ 
lung das Referat des Herrn Dr. Geiger über den Entwurf einer 
Städteordnung entgegen, welches in folgender einſtimmig angenomme⸗ 
nen Reſolution gipfelte: 

„A. Der Verein der Fortſchrittspartei in Frankfurt a. M. erklärt: 1) Die 
durch den Entwurf einer Städteordnung und deren Ausdehnung auf Frank⸗ 
furt a. M. projectirte Einführung des Drei⸗Klaſſen⸗Wabl⸗Syſtems bei den 
Wahlen zur Stadtverordneten⸗Verſammlung bedeutet einen Rüchſchritt gegen: 
über den bisher dabier geltenden geſetzlichen Beſtimmungen und muß daher 
entſchieden zurückgewieſen werden. 2) Das Uebergewicht des Bürgermeiſters 
gegenüber den übrigen Mitgliedern des Magiſtrats ift eine durch nichts be⸗ 
item Bevorzugung deſſelben und muß zu den bedauerlichſten Confequenzen 
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uhren. 3) Die Schaffung eines nicht collegialen Magiſtrats darf nur unter 
uſtimmung des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗Verſammlung au: 
elaſſen werden. 4) Juriſtiſchen Perſonen kann ein Wahlrecht zu ſtädtiſchen 
Wahlen nicht ertheilt werden. B. Der Vorſtand wird beauftragt, obige Be⸗ 
ſchlüſſe zur Kenniniß der beiden Häuſer des Landtages und der Abgeord⸗ 
neten für Frankfurt a. M., ſowie der für die Berathung der Städteordnung 
gewählten Commiſſion zu bringen.“ 

München, 4. April. [Die königl. Regierung von Mittel: 
franken] hat den von den Gemeindecollegien der Stadt Fürth auf 
neuerrichtete Stellen der confeſſionell gemiſchten Schulen präſentitten 
Lehrern jüdiſcher Religion die Beſtätigung unter dem Hinweis verſagt, 
daß den confeſſionell gemiſchten Schulen der chriſtliche Charakter aus⸗ 
drücklich in der einſchlägigen Verordnung gewahrt worden ſei und daß 
demgemäß nur Lehrer einer der beiden chriſtlichen Confeſſtonen an⸗ 
geſtellt werden könnten. Der Magiſtrat hat auf Antrag des Bürger⸗ 
meiſters Langhans beſchloſſen, auf der Präſentation zu beharren 
und bei dem königl. Miniſterium Beſchwerde gegen die Regierungs⸗ 
entſchließung zu erheben. 

Deſterreich. 

Peſt, 5. April. [Dementi.] Der „Peſter Lloyd“ iſt in der 
Lage, verſichern zu können, daß die Nachricht der „Times“, wonach 
der ruſſiſche Botſchafter in Wien feinen Poſten zu verlaſſen gedachte, 
weil Mißhelligkeiten zwiſchen ihm und dem Grafen Andraſſy entſtan⸗ 
den wären, ſowohl in erſterer, wie in letzterer Beziehung jeder Be⸗ 
gründung entbehre. 

Frankreich. 

© Paris, 3. April. [Zu den Reformen im Verwaltungs⸗ 
fache. — Aus der Amneſtie⸗-Commiſſion. — Der Senat 
über den Belagerungszuſtand. — Clericales. — Ber: 
ſchiedenes.] Die republikaniſchen Fractionen der Kammer haben 
eine Mahnung an die Regierung gerichtet. Geſtern nämlich hielten 
die Linke und das linke Centrum geſonderte Berathungen, die einander 
ſehr ähnlich ſahen. In beiden war von den Reformen, welche der 
Kammermehrheit beſonders am Herzen liegen, von der Abänderung 
des Bürgermeiſtergeſetzes und von der Umgeſtaltung des Verwaltungs⸗ 
perſonals die Rede; in beiden wurden dieſelben Beweggründe für 
eine Beſchleunigung dieſer Reformen geltend gemacht und wurde die 
Langſamkeit des Cabinets gemißbilligt. Was die Einführung eines 
neuen Bürgermeiſtergeſetzes angeht, ſo will bekanntlich das Miniſterium 
mit derſelben warten, bis eine gänzliche Umgeſtaltung der Gemeinde⸗ 
geſetzgebung vorgenommen werden kann. Hierzu, ſagte kürzlich eine 
officlöſe Note, find gründliche Studien erforderlich. (Heute kündigt die 
„Agence Havas“ an, daß eine Commiſſion unter dem Vorſitz 
des Miniſters Ricard eine allgemeine Vorlage in den Ferien aus⸗ 
arbeiten wird). In der Linken und im linken Centrum war man der 
Anſicht, daß die Regierung eine allzu ängſtliche Sorgfalt bekunde. 
Da es nicht mehr möglich iſt, das Bürgermeiſtergeſetz vor den Oſter⸗ 
ferien zu vollenden, fo verlangte man zum Wenigſten, daß einer der 
Miniſter vor den Ferien auf die Tribüne ſteige, um die Abſichten des 
Cabinets offen auszuſprechen. Eine Deputation der beiden republikani⸗ 
ſchen Gruppen wird dem Miniſterium dieſen Wunſch vortragen. Sie 
wird zugleich Herrn Ricard auffordern, mit der Puriſizirung des 
Beamtenperſonals nicht zu warten bis die Kammer ihre Wahlprüfungen 
beendigt hat. Solches war bekanntlich die Abſicht des Miniſters ge⸗ 
weſen. Die neuen Präfecten, bemerkte man in den beiden geſtrigen 
Verſammlungen, müßten überall in Thätigkeit ſein, wenn die Gene⸗ 
ralräthe zuſammentreten, was im Laufe der Oſterferien geſchieht. 
Kurz, man will den Miniſter zur Eile antreiben. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit hätten die republikaniſchen Deputirten vielleicht wohl daran ge⸗ 
than, ſich felber ein wenig anzuſpornen. Sie müßten ſich wenigſtens 
bedeutend mehr beeilen, als ſie es bis jetzt gethan haben, wenn 
die Wahlprüfungen, deren alle Welt nachgerade müde gewor⸗ 
den iſt, nicht noch einen Theil der nächſten Seſſion in An⸗ 
ſpruch nehmen ſollen. — In Verſailles tagte heute wieder die Am⸗ 
neſtiecommiſſion. Die Miniſter Dufaure und Ricard wohnten ihrer 
Sitzung bei und gaben intereſſante Erklärungen ab. Dufaure wider⸗ 
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in eine partielle Amneſtle willigen und Ricard fagte: Wenn man elne 
Amneſtie für die Menſchen gewährt, ſo gewaͤhrt man ſie für ihre 
Meinungen, und wir wollen die Meinungen der Commune nicht am: 
neſtiren. Die Republik kann nur dann leben, wenn ſie dem Geſetz 
zur Achtung verhilft und die Verbrechen gegen das gemeine Recht 
unterdrückt. Wir baben kein Intereſſe, unverſoͤhnlich zu fein; wir 
wollen das Land nicht erſchrecken; aber wenn man von uns verlangt, 
daß wir unſere Gnadenabſichten durch geſetzgeberiſche Acte an den 
Tag legen ſollen: ſo antworten wir: „Nein!“ Hierauf befragt, wie 
die Regierung ihre Gnadenabſichten beweiſen wolle, antwortete Du⸗ 
faure: Zur Zeit der früheren Kammer beſtand eine Gnadencommilfion, 
welche in Uebereinſtimmung mit dem Präfidenten der Republik das 
Gnadenrecht übte. Obgleich dies letztere jetzt ausſchließlich dem Mar⸗ 
ſchall⸗Präſidenten gehort, fo wäre es doch ſchwierig, an die Stelle 
der alten Commiſſion das Juſtizminiſterlum treten zu laſſen. Die Re⸗ 
gierung hält es vielmehr für zweckmäßig, eine neue, aber nur be⸗ 
rathende Commiſſion zu ernennen. Weiter erklärte der Miniſter, daß 
von jetzt ab gegen die Theilnehmer des Aufſtandes von 1871 keine 
Verfolgungen mehr eingeleitet werden ſollen, von Verbrechen des ge⸗ 
meinen Rechts abgeſehen. Die Löjung der Amneſtiefrage kündigt ſich 
alſo ſchon ziemlich deutlich an, die parlamentariſche Mehrheit und das 
Miniſterium wünſchen die Einſetzung einer neuen Gnadencommiſſion, 
aber keine Amneſtie; allerdings wünſcht die Linke wahrſcheinlich dieſe 
Commiſſton von den Kammern ernannt zu ſehen, während es den 
Anſchein hat, als ob Dufaure ihre Ernennung für Mac Mahon bean⸗ 
ſpruche. — Im Senat iſt heute ſehr ſummariſch über den Belage⸗ 
rungszuſtand entſchieden worden. Letzterer las ſeinen Bericht, welcher 
die ſofortige Aufhebung des Belagerungszuſtandes beantragt. Man 
eröffnete ſogleich die Debatte, es meldete ſich Niemand zum Wort und 
mit großer Mehrheit wurden die Schlußfolgerungen des Berichts an⸗ 
genommen. — Die ultramontanen Blätter gewähren in dieſen Tagen 
eine unterhaltende Lectüre. Von ihrer Wuth über die vorausſichtliche 
Aenderung des Unterrichtsgeſetzes macht man ſich keinen Begriff. Der 
geſtern an dieſer Stelle erwähnte Artikel ber „Rep. franc.“, welcher 
das ungeſetzliche Treiben der Biſchoͤfe kennzeichnete, hat Oel in's 
Feuer gegoſſen. Die Sacriſteiblätter werfen den Republikanern vor, 
daß ſie es auf die totale Vernichtung der Kirche abgeſehen hälten u. 
dgl. m. Natürlich vertheidigt das „Univers“ wieder den Satz des 
Herrn de Mun und erklärt, daß die Biſchöfe keine Beamten ſind und keine 
Beamtenpflicht haben. Schließlich wendet es ſich an Mac Mahon 
und fordert ihn auf, den Radicalen den Mund zu ſtopfen. Die große 
Schlacht gegen den Ultramontanismus wird im franzöfifchen Parlament 
aber wahrſcheinlich nicht bei Gelegenheit des Unterrichtsgeſetzes, ſondern 
bei Gelegenheit des Tirard'ſchen Amendements, welches das Jahres⸗ 
Gehalt des Geſandten beim Vatican unterdrückt, geſchlagen werden. 
Hier werden die Republikaner es noch mit dem Miniſterium zu thun 
haben. — Der Lieutenant Cameron kehrt heute oder morgen von 
feiner afrikaniſchen Entdeckungsrelſe zurück. Die legitimiſtiſche „Union“ 
begleitet dieſe Nachricht mit folgender liebenswürdigen Bemerkung: 
„Dürfte ich hier das Bedauern ausſprechen, daß die geographiſche Ge⸗ 
ſellſchaft nicht lieber dem Lieutenant Cameron als ich weiß nicht mehr 
welchem Deutſchen die große Medaille verliehen hat? Es wäre das 
billiger und weniger unpatriotiſch geweſen.“ 


O Paris, 4. April. [Aus dem Senat und aus der De⸗ 
putirtenkammer. — Der Antrag Rendu. — Zur Refor⸗ 
mirung des Beamtenperſonals. — Die Budgeteommiſ⸗ 
ſion. — Ultramontanes. — General Cremer. +.] Der 
Senat hat geſtern nur eine ſehr kurze Sitzung gehalten. Nachdem 
er ohne Debatte das Geſetz betreffs Aufhebung des Belagerungs⸗ 
zuſtandes votirt hatte, fand er nichts mehr auf ſeiner Tagesordnung 
vor und vertagte ſich bis Sonnabend, wo er wahrſcheinlich ſeine letzte 
Sitzung vor den Ferien halten wird. In Scherer's Bericht über den 
Belagerungszuftand wurde beſonders hervorgehoben, daß der Senat 
jetzt zum erſten Male in der Lage ſei, über ein Geſetz abzuſtimmen, 
welches von der Deputirtenkammer bereits angenommen. Es ſei wün⸗ 
ſchenswerth, meinte der Berichterſtatter, daß der Senat ſeinen Wunſch 
beweife, mit der Kammer, wenn irgend moglich, Hand in Hand zu 
gehen. Diefe Aeußerung fand lebhaften Beifall. — Die Verhandlung 
der Deputirtenkammer begann mit einem ziemlich ergötzlichen Vor⸗ 
kommniß. Wie man weiß, iſt die Rechte ſehr ungehalten darüber, 
daß ſo viele Wahlen von der Mehrheit nicht beſtätigt worden. Dieſes 
Miß vergnügen verriethen die Herren Rendu, de Gaflellane und der 
Baron de Reille in einem Antrage, wonach künftig die Mandatsprü⸗ 
fung dem Caſſationshofe überlaffen werden ſoll. Rendu brachte den 
Vorſchlag auf die Tribüne. Er hatte ihn kaum geleſen, als die Linke 
rief: „Das iſt gegen die Verfaſſung!“ Man weiß, daß in der That 
nach der Verfaſſung die Wahlprüfung den Kammern ſelbſt zuſteht, 
wie ſie denn von jeher ihnen zuſtand, und daß andererſeits bis zum Jahre 
1880 nur der Präſident der Republik eine Verfaſſungsänderung verlan⸗ 
gen kann. Briſſon ſtieg auf die Tribline und ſagte: Ich wundere mich nicht, 
daß die erſte Verletzung der conſtitutionellen Geſetze von den Bonapartiſten 
ausgeht. Wenn dieſe Partei die Verfaſſung nicht gewaltſam um⸗ 
ſtürzen kann, ſo ſucht ſie dieſelbe herabzuſetzen. Der Antrag Rendu 
und Genoſſen iſt eine Beleidigung der Kammer. — de Caſtellane er⸗ 
klärt jetzt, daß er ſeine Unterſchrift von dem Antrage zurückziehe. Er 
habe die ſehr ausführlichen Verfaſſungsgeſetze nicht in allen Stücken 
gekannt! Die Kammer beluſtigte ſich nicht wenig über dies Geſtändniß, 
und ihre Heiterkeit ſtieg, als nun Rendu ſelber ſeinen Vorſchlag zurück⸗ 
zog, indem er betheuerte, er habe ſich auf das Terrain der Verfaſſung 
ſtellen wollen u. ſ. w. Unter dieſen Umſtänden brauchte man nicht 
einmal mehr über die von der Linken beantragte Vorfrage abzu⸗ 
ſtimmen, und die Verſammlung nahm die Wahlprüfung wieder auf. 
Diesmal war fie indeß gnädiger und beftätigte drei oder vier Depu⸗ 
tirte trotz einiger Unregelmäßigkeiten, die bei ihrer Wahl vorgekommen. 
— Die Miniſter Dufaure und Ricard haben ſich ſchon berelt erklärt, 
den vom linken Centrum und der Linken geäußerten Wünſchen in 
Bezug auf das Bürgermeiſtergeſetz und die Reformirung des Beamten⸗ 
perſonals moͤglichſt nachzukommmen. Dieſe Wänſche find übrigens 
nicht nur von den republikaniſchen Fractionen der Kammer ausge⸗ 
ſprochen worden; ſie wurden geſtern auch von den Vertretern der 
republikaniſchen Gruppen im Senat, Crémieux, Charton und Graf 
Rampon den Miniſtern vorgetragen. Ricard erwiderte daß er eine 
Commiſſion ernannt habe, welche ſchon in dieſer Woche mit der 
Ausarbeitung des Bürgermeiſtergeſetzes beginnen wird. Was die 
Umgeſtaltung des Beamten⸗Perſonals angeht, jo habe er aller 
dings warten wollen, bis die Kammer ihre Wahlprüfungen 
beendigt habe. Da das jedoch zu lange dauert, fo foll die neue Be⸗ 
amtenliſte ſpäteſtens nächſten Montag im Amtsblatt erſcheinen. Die 
drei Senatoren zogen ſich zurück, nachdem fie dieſen Verheißungen Bei⸗ 
fall geſpendet. — In den Kammerabtheilungen iſt geſtern die dies⸗ 
jährige Budgetcommiſſion gewählt worden. Sie beſteht aus 33 Mit: 
gliedern, von denen 24 der früheren Nationalverſammlung angehört 
haben. Unter ihnen find Mathieu⸗Bodet, de Soubeyran, Raoul Duval, 
Langlois, A. Grévy und Gambetta. Der letztere hatte in feiner Ab⸗ 
theilung die Anſicht ausgeſprochen, das Budget ſei zu ſchwer und zu 


holte nochmals, die Regierung konne weder in eine allgemeine noch] optimiſtiſch. Unzweifelhaft müſſe man die Ausgaben für das Kriegs⸗ 


* 


ar? 


währt werden, um fo frenger müſſe man 
aufs Unerbittlichſte zu prüfen haben, der Finanzminiſter ſei mitunter 
etwas zu nachſichtig gegen ſeine Collegen. — In der Preſſe dauert 
der Lärm der Ultramontanen fort. Das „Univers“ jammert neuer⸗ 
dings über die Verfolgungen, denen die Gläubigen ausgeſetzt ſeien, und 
wie ſich namentlich die proteſtantiſchen Blätter, wie der „Temps“, aus⸗ 
zeichneten. „Das Genie des Calvinismus“, meint „Univers“, „wird 
mehr ausrichten als die Gewaltthätigkeit des Radicalismus. Die 
Schweiz it ein Beispiel hierfür. Sie war geſchickter als Herr v. Bis⸗ 
marck ſelber. In Deutſchland haben, trotz Gefängniß und Geldbußen, 
die Katholiken und der Clerus noch eine geſetzliche Stellung, welche 
ihnen erlaubt, gegen ihre Verfolger zu proteſtiren; in der Schweiz ſtehen fie 
geſetzlich außerhalb des Geſetzes; es bleibt ihnen nicht einmal das Recht, ſich 
zu beklagen. Die Erfahrung hat die Nutzloſigkeit der blutigen Unterdrückung 
gezeigt. Man braucht jetzt andere Mittel. Der proteſtantiſche oder 
revolutionäre Liberalismus hat eine raffinittere Art der Verfolgung er: 
funden, welche der heutigen Bildung, die von dem Blutvergießen 
zurückſchreckt, angemeſſener iſt. Wir haben die Männer, welche man 
braucht, um dies Syſtem heuchleriſcher und geſetzlicher Verfolgung nach 
Frankreich zu übertragen. Ein Gambetta, ein Scherer ſind Meiſter 
in dieſem Fache; die anderen werden ihrem Genie Beifall rufen. 
Dieſer Verfolgung, die von Vertretern und Paſtoren geleitet wird, 
würden wir die gewaltthätige Verfolgung durch den Henker verziehen 
u. ſ. w. Die franzöſiſchen Biſchöfe haben einen Fürſprecher an den 
„Débats“ gefunden. Die „Deébats“ ſuchen heute zu zeigen, daß man 
den Herren Unrecht gethan hat, wenn man ihr Verfahren in Sachen 
des Unterrichts geſetzes angriff. — Geſtern iſt der bekannte Ex⸗General 
Cremer geſtorben. Er war noch nicht 36 Jahre alt und trat, wie 
man ſich erinnert, erſt vor einigen Wochen als intranſigenter Candidat 
im XIX. Pariſer Wahlbezirk auf. ; 
panien. 

Madrid, 30. März. [Der Senat und bie religiäfe 
Frage. — Hirtenbrief des Biſchofs von Gibraltar.] Die 
drohende Haltung des Senats in der religiöſen Frage — ſchreibt man 
der „K. 3.“ — fährt fort, der Regierung Sorgen zu bereiten. Hier 
rächt ſich zum erſten Male die Thorheit des Herrn Canovas, ſchon 
gleich zwei Kammern zuſammenberufen zu haben, um dem Lande eine 
Verfaſſung zu geben. Bisher beſtanden die conſtitutrenden Cortes 
immer aus einer Körperſchaft, und erſt wenn das Verhältniß des 
Senats und des Congreſſes zu einander geregelt und ein Staatsgrund⸗ 
geſetz zu Stande gebracht war, wurde eine Erſte Kammer einberufen. 
Herr Canovas hat den Schein meiden wollen, als handle es ſich um 
eine neue Verfaſſung, und glaubte nach dem Wahlſiege der Regierung 
nur von gefügigen Werkzeugen umgeben zu ſein. Die Kenntniß der 
Geſchichte früherer Verſammlungen hätte ihm die Erfahrung, die er 
jetzt machen muß, erſparen können. Er hat einen Sturm heraufbe⸗ 
ſchworen, den er nur durch neue Jugeſtändniſſe an die Reaction be: 
ſchwichtigen wird. Die Moderados allein ſind im Klaren über den 
berühmten Artikel 11 des Verfaſſungsentwurfs, der ſo viele Deutun⸗ 
gen zuläßt. Als es ſich geſtern in der zweiten Section des Congreſſes 
darum handelte, Herrn Alonſo Martinez inden Lusſchuß, der den 
Entwurf prüfen ſoll, zu wählen, bat ihn vorher ein Deputirter um 
einige Erklärungen über den wahren Sinn des genannten dunkeln 
Artikels. Viele Deputirte der Majorität, ſagte der Frageſteller, ſeien 
der Meinung, es ſei nicht genug, da; ſich der Staat verpflichte, den 
katholiſchen Cultus und feine Diener zu unterhalten, er müſſe auch die 
Kirche unterſtützen und vermittelſt des Strafgeſetzes gegen Diejenigen 
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Preſſe die Bekämpfung des katholiſchen Dogmas verbieten und von 
den Univerſitätsprofeſſonen fordern, daß fie gute Katholiken ſeien. Herr 
Alonſo Martinez erklac ſich mit den Anſichten dieſes Herrn aus der 
Majorität einverſtanden und füge hinzu, es genüge, daß die Staats⸗ 
religion bie katholiſche ſei, um alle Zweifel über dieſe Punkte zu ver⸗ 
ſcheuchen. Wenn man nun bedenkt, daß Alonſo Martinez einer von 
den abtrünnigen Gonftitutionellen tft, alſo zu den freiſinnigeren Ele⸗ 
menten der Majorität gehört, ſo iſt die Beſorgniß um den wahren 
Inhalt des Artikels 11 gerechtfertigt. Dem Papſt freilich iſt dieſer 
Artikel noch mehr zuwider, als den Liberalen, denn er verhindert die 
Anerkennung der Glaubenseinheit. — Die ſpaniſchen Zeitungen brin- 
gen einen Hirtenbrief des Bischofs von Gibraltar und machen mit 
Recht auf den Contraſt aufmerkſam, der ſich zwiſchen den verſöhnlichen 
Worten des engliſchen Prälaten und den beißenden Ausfällen unſerer 
biefigen Kirchenfürſten gegen die Obrigkeit kundgiebt. Das Schriftſtück 
bezieht ih auf den bevorſtehenden Beſuch des Prinzen von Wales in 
Gibraltar und iſt aus mehr als einem Grunde auch für deutſche Leſer 
und deutſche Prieſter von Intereſſe. Es iſt an den Generalvicar der 
Didceje gerichtet: 

„Heute dann es kleinem Zweifel mehr unterliegen“ — fo heißt es in dem⸗ 
ſelben —, „daß Se. königliche Hoheit der Prinz von Wales in den erſten 
Tagen des nächſten Monats unſere Stadt mit ſeinem Beſuch beehren wird. 
Es iſt wohl unnöthig, die Katholiken Gibraltars bei Gelegenheit eines jo 
glücklichen Creigniſſes an ihre Pflichten zu erinnern. Sie alle wiſſen ſehr 
wohl, daß fie ihrem Fürſten Achtung, Treue und Geborſam ſchulden, und 
das nicht um der Strafe, ſondern um des Gewiſſens willen. (Röm. 13, 5.) 
Wir Prieſter ſchulden unſerer geliebten Hertſcherin mehr: wir ſchulden ihr 
Liebe und Dankbarkeit. Wir verdanken der Gerechtigkeit, der Fürſorge und 
der Feſtigkeit, welche ſich in unſerer Regierung kundgiebt, jenen Frieden, 
jene Ordnung, jene Wohlfahrt und Beſtändigkeit, welche ſo viele andere 
Volker entbehren müſſen .. Wolle deshalb veranlaſſen, daß von dem 
Augenblick an, wo Se. königliche Hoheit ſich in Malta nach hier einſchifft 
was man rechtzeitig erfahren dürfte), bis zu ſeiner Ankunft in England der 

rieſter in jeder h. Meſſe das Gebet pro navigantibus einlegen; ertheile 
ferner die nötbigen Anweiſungen, daß zum Zeichen der Freude und zum 

eweiſe der Verehrung die Kirche Sta. Maria la Coronada, das Kloſter 
Nueſtra Sennora de Europa und das Collegium de San Bernardo feſtlich 
erleuchtet werden. ... Ich weiß wohl, daß der erlauchte Prinz gerade in der 

eit ankommen wird, welche uns an die großen Geheimniſſe des Leidens und 

des unſeres Herrn Jeſu Christi erinnert. Allein, die Umſtande liegen 
derart, daß fie jede zuläſſige Aeußerung der Freude, welche ſolche Ereigniſſe 
mit ſich zu bringen pflegen, rechtfertigen, vorausgeſetzt, daß dieſelbe nicht 
gegen die Feier dieſer heiligen Tage beritößt, wie z. B. Bälle und Theater⸗ 
vorſtellungen. Die Enthaltung der Katholiken von dieſen letztgenannten Zer⸗ 
itrenungen, falls ſie Überhaupt ſtattfinden ſollten, wird zweifellos in den 
Augen unſerer tugendhaften Königin und denen ihres älteſten Sohnes Aner⸗ 
kennung finden, jo wie nicht minder bei unſeren proteſtantiſchen Mitbürgern, 
mit denen wir, wenn auch leider in einzelnen wichtigen Dogmen unter uns 
keine Uebereinſtimmung herrſcht, doch bei jeder Handlung chriſtlicher Liebe im 
ſocialen Leben und in nicht wenigen Glaubenspunkten gern zuſammenſtehen. 
Sie glauben eben fo gut wie wir an die Gottheit unſeres Herrn Jeſu Chriſti, 
und wir alle fühlen dieſelbe Pflicht, die heiligen Tage, welche uns an das 
Opfer auf Golgatha erinnern ſollen, in entſprechender Weiſe zu feiern.“ 

Droßbritannien. 

London, 3. April. [Der Colonialminiſter] empfing vorgeſtern in 
ſeiner Amtswohnung eine Deputation vom weſtindiſchen Comite, welche einen 
großen Theil der Plantagen beſitzer von Barbados repräſentirte und 
ihm die Zuſtande auf dieſer Iuſel in den ſchwärzeſten Farben ſchilderte. Es 
eint, daß der Colonialminitiec auch zwiſchen den weſtindiſchen Inſeln zur 
N leichterung der Adminiſtration eine nahere Vereinigun . wie er 
— bei den ſüdafrikaniſchen Colonien und Freiſtaaten offen anſtrebt. Der 
eue Gouverneur von Barbados, Pope Henneſſey, ſuchte dieſer Idee bei den 

nzern Eingang zu verſchaffen, fand aber bei den Weißen kein Gehör und 


wandte ſich nun unbedachtſamer Veiſe an die einheimſſche, farbige Bevölke- wiſſend, daß fie erdichtet oder entſte 


u größete Summen ge] 
hrt w e Verwendung beauf⸗ 
ſichtigen. Die Budgetcommiſſton werde die Forderungen der Miniſter B. 


wie z. B. Tſchichatſchew in feiner bei Dentu in Paris erſchienenen 
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in Kenntniß geſetzt worden zu ſein. Er babe jedoch umgehenden genauen 
Bericht anbefohlen. — Wenn dieſer eintrifft, wird ſich zeigen, wie weit die 
Schilderung der Deputation von den Zuſtänden auf der Inſel übertrieben 
war. Möglich iſt immerhin, daß der Gouverneur nicht mit ſo viel Ueber⸗ 
legung gehandelt hat als der Cotonialminiſter vielleicht wünſchen möchte. ‘it 
ia — auch für das Conföderationsproject in Südafrika nicht ohne übeflüſſige 
Aufregung der Gemüther gearbeitet worden. 
[Lieutenant Cameron] kam geſtern an Bord des Poſtdampfers 
„Congo“ im beſten Wohlſein in Liverpool an. Von Seiten der Bevölkerung 
und der ſtädtiſchen Behörden wurde dem berühmten Afrika⸗Erforſcher ein 
höchſt herzlicher Empfang zu Theil. Dem Vernehmen nach hat Lieutenant 
Cameron eine Einladung vom König der Belgier nach Brüſſel erhalten, und 
die Königin Victoria hat ebenfalls den Wunſch ausgedrückt, ihn zu ſehen und 
aus ſeinem Munde die Geſchichte ſeiner Reiſe zu hören. 
Rußland. N 

St. Petersburg, 1. April. [Politik und innere Lage 
Rußlands.] Es iſt vielleicht nichts irriger, als bei uns ein gar zu 
lebhaftes Intereſſe für die auswärtigen Angelegenheiten vorauszuſetzen.“ 
Die ae ae intereſſirt uns vorwiegend vom Standpunkte 
der Religionsfreiheit: unſer Intereſſe iſt befriedigt, wenn nach den 
weltkundig gewordenen Vexationen die Lage der Chriſten in der Türkei 
ſich zu einer geſicherten umgeſtaltet hat. Die Dinge in Gentralafien 
intereffiren uns nur dann näher, wenn man in unſer Haus einbricht, 
wenn unſere braven Krieger für die Sicherung unſerer Grenzen Ent⸗ 
behrungen und Gefahren beſtehen. Die parlamentarſſchen Rodomon⸗ 
taden in London, in Veranlaſſung der Titelbill, vermögen uns nur 
ein Lächeln des Mitleids abzulocken. Es hat für uns kein Intereſſe, 
welchen Titel die Beherrſcherin von Indien wählt, um ihrem Macht⸗ 
verhältniß den Eingebornen gegenüber Ausdruck zu geben. Aber die 
Art, wie man uns Ruſſen, die wir ſämmtlich von der Unangreifbar⸗ 
keit Indiens auf das Tiefſte überzeugt find, dabei berbeizog, und wie 
man dem Parlament glauben zu machen ſuchte, der Titel ſei es, 
was die indobritiſche Herrſchaft ſichert, aber nicht etwa das reelle Machtver⸗ 
hältniß — mochte unſern Blättern allerdings einige Ausdrücke des Er⸗ 
ſtaunens abnöthigen. Das erinnert an gewiſſe Demonſtrationen des 


Lord Palmerſton vom Jahre 1854, die einem unſerer Dichter einen ! 


Vers ablockten, welcher ſich deutſch ungefähr fo wiedergeben läßt: 

„Schaut mit fliegender Standarte 

6 Den Strategen Palmerſton: 

Er beſiegt uns Ruſſen ſchon — 

Auf der Karte, auf der Karte!“ — 
Was uns aber hauptſächlich und in nächſter Nähe berührt, das find 
die inneren Fragen, der Fortgang der Reformen, die Reſultate der 
bereits durchgeführten Ameliorationen. Rußland iſt in ſeinen ſtaat⸗ 
lichen Verhältniſſen von dem übrigen Europa zu ſehr verſchieden, als 
daß die auswärtigen Vorgänge bei uns einen Rückſchlag haben könn⸗ 
ten, oder vielmehr, als daß die Vorgänge bei uns als Rückſchläge 
innerer Bewegungen des Auslandes gelten dürften. Die auswärtigen 
Blätter ſuchen jedoch gern Analogien und irren ſich dann dadurch, daß 
ſie die Urſachen der Vorgänge außerhalb Rußlands und derer, die ſie 
in Rußland zu finden glauben, zuſammenbringen. Es haben daher 
nach einander zwei Blätter, die „Börſen⸗Zeitung“ und die „Ruſſiſche 
Welt“ ſich veranlaßt geſehen, dem Vorurtheil, als wenn es bei uns 
„Parteien“ gäbe, entgegenzutreten. Moden giebt es bei uns, allen⸗ 
falls auch ein älteres Geſchlecht im Verhältniß zum neueren, indem 
erſteres ein Conglomerat verſchiedener Perſönlichkeiten in ſich begreift, 
welche nur das Einzige gemein haben, daß ſie in die geänderten Ver⸗ 
hältniſſe ſich gar nicht hinein finden: dadurch werden ſie aber zu allem 
unfähig, was eine Partei-Wirkſamkeit erfordert. Ebenſo hat man die 
Einigkeitsbeſtrebungen der Italiener und der Deutſchen auf uns über⸗ 
tragen wollen, was ganz falſch war. Seitdem vom Jahre 1328 an 
die Fürſten und Großfürſten von Moskau das alte Theilſyſtem auf⸗ 
gaben, begannen unſere Einigkeitsbeſtrebungen, und ſie waren vollendet, 
als das ganze ruſſiſche Geblet vereinigt war: im Uebrigen iſt unter 
den Slawen ſo wenig eine Solidarität, wie eine zwiſchen Deutſchen 
und Engländern oder Skandinaviern zu finden wäre. Auch giebt es 
bei uns keine miniſteriellen Kriſen, indem es bei uns kein Staats⸗ 
Miniſterium giebt: jeder Miniſter ſteht bei uns augſchließlich für fein 
Reſſort, und führt die Intentionen (prednalschertanija) des 
Kaiſers aus, fo lange fein Herr es für gut findet. Nimmt der Kalſer 
in der Beſetzung eines Miniſteriums eine Aenderung vor, ſo thut der 
neue Miniſter auch nichts Anderes, als was der frühere gethan — er 
führt die Intentionen ſeines Monarchen aus. Endlich zeigt ſich ein 
beſonderer Gegenſatz gegen das Ausland darin, daß die ſocialiſtiſchen 
Umtriebe bei uns auf einer ganz anderen Baſis beruhen, und folglich 
auch nicht als Aeußerung derſelben ſocialen Krankheit zu betrachten 
find. Bei uns iſt das ſogenannte Volk beſonders religiös und 
monarchiſch, während der Nihilismus und Soctalismus bei uns ſich 
nur bei einem gewiſſen Theile der Gebildeten zeigt, und dabei nicht 
etwa den Aufbau einer utopiſchen neuen Geſellſchaft, ſondern einzig 
und allein die Zerſtörung der beſtehenden menſchlichen Geſellſchaft und 
blos das dadurch zu bewirkende Chaos im Auge hat. Alle dieſe Un⸗ 
terſchiede erklären es, warum es im Ganzen für auswärtige Publiciſten 
ſo ſchwer iſt, ſich in unſeren Verhältniſſen zurecht zu finden. Wer 
unſere Blätter regelmäßig verfolgt, muß ſich indeſſen leicht Aberzeugen, 
wie das Intereſſe für die inneren Angelegenheiten, namentlich für die 
Entwickelung unſerer ökonomiſchen und intellectuellen Kräfte und für 
das Gedeihen der Reformen — durch welche die Extragsfähigkeit der 
Güter und Capitalien ſich weſentlich geſteigert hat — bei uns im 
Vordergrunde ſteht. Wenn dann einmal ein eifriger Franzoſenfreund, 
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Schrift: „Chances de paix et de guerre“ ſich — allerdings 
unter unbewieſenen Vorausſetzungen — über die Möglichkeit eines 
ruſſiſch⸗franzöſiſchen Bündniſſes ergeht ſo tritt ihm die „Moskauer 
Zeitung“ (in Nr. 56) deſto nachdrücklicher entgegen: es giebt zwiſchen 
Rußland und Deutſchland nur Intereſſen, die ſich leicht mit einander 
in Einklang bringen laſſen, und auf dieſen Umſtand ſollten (wie ſie 
ſagt), diejenigen um ſo mehr und um ſo eifriger hinweiſen, welche 
wahre Freunde der Franzoſen ſind und ſie von unüberlegten Schritten 
zurückhalten mochten. Ueberhaupt bietet für die unerſchütterliche Fort⸗ 
dauer der Drei⸗Kaiſer⸗Allianz der Umſtand die größte Garantie, daß 
dabei die gedeihliche und friedliche Entwickelung unſerer Verhältniſſe 
unter den gegenwärtigen Conſtellationen am beſten geſichert bleibt, und 
daß Rußland mit ſeinen Alllirten allen denjenigen Einfluß vollſtändig 
ausübt, den das Zarenreich billigerweiſe beanſpruchen darf. 


Provinzial-Zeitung. 


8 Breslau, 6. April. [Criminaldeputation. — Preßproceß.] 
Wie wir bereits gemeldet, ſtand geſtern nach langer Pauſe der verantwortliche 
Redacteur der „Schleſiſchen Volls⸗Zeitung“, Herr Clemens Otto, vor der II. 
Criminal⸗Deputation des Königlichen Stadi⸗Gerichts, und zwar war die An⸗ 
Hage aus $ 131 des Strafgeſetzes „Wer erdichtete oder entſtellte Thatsachen, 

U find, öffentlich behauptet oder verbreitet, 


ee en, 


S 


„Wir erklären es für legale De spotte, r zu nötbigen, 
ir erklären, daß es 


el Bildungsgrad doch keinesfalls dazu verpflichte, die Meinung eines 


(Schleſiſche Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur.] In der juris 
ſtiſchen Section der vaterländiſchen Geſellſchaft hielt am 19. Marz er. 
der Staatsanwalt Profeſſor Dr. Fuchs einen Vortrag über die Bedeu⸗ 
tung und Wirkung des Geſtandniſſes im Strafproceſſe. Von 
9 Betrachtung ausgehend, in welcher nachgewieſen wurde, welchen 

erth man zu allen Zeiten auf das gedachte Beweismittel, als der regina 
probationum gelegt hatte wurden ſodann die näheren Bedingungen erör⸗ 
tert, welche man bei der Abgabe eines Geſtändniſſes für erforderlich erachtete, 
wenn es von proceſſualer Wirkung ſein ſollte. Solche Bedingungen ſeien 
auch für den modernen Strafproceß als noch vorhanden anzuſehen, wenn 
gleich die früheren poſitiven Regeln über die Wirkungen der Beweiſe 
außer eg geſetzt worden fein. Der § 22 der Verordnung dom 
3. Januar 1849 beſtimme ausdrücklich, daß die geſetzlichen Vorſchriften über 
das Verfahren bei Aufnahme der Beweiſe auch ferner maßgebend bleiben. 
Darnach ſei auch heute noch rechtsverbindlich die Vorſchrift der alten Crimi⸗ 
nalordnung, daß jedes Geſtändniß, wenn es als Beweismittel gelten ſolle, 
gerichtlich abgegeben fein müſſe. Der Vortragende erachtete es daher 
ſchon nach dieſer Beſtimmung in der Criminalordnung für unzuläſſig, daß, 
— wie es nicht ſelten bei einzelnen Gerichten Gebrauch ſei, — ein verur⸗ 
theilendes Contumacial⸗ Erkenntniß lediglich auf Grund eines berlejenen 
polizeilichen Geſtändniſſes gefällt werde. Aber es ſei auch nicht unbe» 
denklich, ein ſolches Erkenntmiß auf Grund eines verſeſenen gerichtlich ab⸗ 
gegebenen Geſtändniſſes allein zu ſtützen. Denn das Hauptprincip des 
modernen Strafproceſſes ſei die Unmittelbarkeit des Verfahrens vor 
dem erkennenden Richter. Und ſo wie die Verleſung von Zeugenaus⸗ 


ſagen zum Zwecke der Beweisaufnahme nicht ſchon ohne Weiteres geſtattet 


ſei, wenn der Zeuge in der Hauptverhandlung nicht erſcheine, ſondern erſt 


dann, wenn die Unmöglichkeit oder übergroße Schwierigkeit, perſönlich vor 


den erkennenden Richter zu kommen, feſtgeſtellt werde, ebenſo könne nicht 
ein vor einem anderen Richter abgegebenes Geſtändniß die Wirkung haben, 
daß deſſen Verleſung vor dem erkennenden Richter ohne Weiteres eine that⸗ 
ſächliche Feſtſtellung zum Nachtheil des Angeklagten begründe. Man müfle 
vielmehr davon ausgehen, daß die Vernehmungen und Beweisverhandlungen 
überhaupt im Vorverfahren nach den Principien des modernen Straf⸗ 
Proceſſes lediglich den Zweck haben, die Anklage vorzubereiten, und 
nicht als Grundlage des Erkenntniſſes zu dienen. Dieſe Grundlagen müſſen, 


fo lange es moglich iſt, vielmehr in der mündlichen Hauptverhand⸗ 


lung gewonnen werden. Davon gehe auch der Entwurf der Reichs⸗Straf⸗ 
Proceßordnung aus, wenn er im Allgemeinen die Contumacial-Entſcheidung 


verwerfe. 


§ Striegau, 5. April. [Zum Städtetage.] Bei dem in den nächſten 


Tagen in Breslau abzuhaltenden Städtetage zum Zweck einer gemeinſamen 


Beſprechung des „Emwurfs der neuen Städteordnung für die Provinzen 


Preußen, Brandenburg, Schleſien und Sachſen“ werden die hieſigen ſtädtiſchen 


Behörden durch die Herren Bürgermeiſter Dr. Binſeel, Beigeordneter 
Bartſch und den ſtellvertretenden Vorſitzenden der Stadtberordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung, Particulier Broß mann, vertreten jein. 


t. Ohlau, 5. April. [Muſik.] Das für vergangenen Sonntag bon den 
Herren Cantor Driſchel und Organiſt Hiller in unſerer evangeliſchen 
Kirche zum Beſten des hieſigen Jungfrauen⸗Vereins veranſtaltete Concert 
erfreute ſich eines ſehr zahlreichen Beſuchs. Herr ee Schubert 
aus Breslau fang mit bekannter Meiſterſchaft zwei Arien für Daß aus 
„Paulus“ und „Meſſias“, ſowie auf Bitten als Einlage die Arie: „Ich bin 
allein übrig geblieben“ aus „Elias“. Als geſchulte Sopranistin, die für die 
Zukunft viel verſpricht, und die ihrem Lehrer, unſerm Altmeiſter Driſchel 


— 


alle Ehre machte, producirte ſich Fräulein Oelberg von hier, die Gelegenheit 


fand, in dem Recitativ und der Arie aus „Huß“: „Vom nahen Thurm“ 2c. 
— „Augen ſind der Seele Spiegel“ ꝛc. ſowie in der Hymne für Sopran⸗ 
Solo mit Chor und Orgelbegleitung von M. Bartholdy: „Hör mein Bitten“ 
ihre biegſame und voluminöſe Stimme zur vollſten Geltung zu bringen. Der 
von Herrn Driſchel 1 5 5 Sängerchor war wie immer auf dem Platze und 
löſte glänzend jene Aufgabe. Die Männerchöre fang der hieſige, unter Leis 
tung des ſchon mehrmals erwähnten Herrn Cantor Driſchel ſtehende Männer⸗ 
Geſang⸗Verein, mit der ihm eigenen und in der Provinz wohl bekannten 
Kunſtfertigkeit, die immer wieder aufs Neue das Talent des Dirigenten, der 
dieſes Amt ſchon ſeit dem 38 jährigen Beſtehen verwaltet, documentirt. Mit 
rößter Präciſion und Fertigkeit ſpielte Herr Organiſt Hiller Präludium und 
195 von Rink und Fantaſie von Helle ſowie die Begleitung der Chöre. — 
ir können die Herren Veranſtalter nur bitten, uns künftig wieder einen 
ähnlichen Kunſtgenuß zu verſchaffen, und nicht vor den, ſich ſolchen Unter⸗ 
nebmungen in den Weg ſtellenden Schwierigkeiten zurückzuſchrecken. 


[Notizen aus der Provinz.) Görlitz. Die „Niederſchl. Zeitung“ 
ſchreibt: In der Stadtperordneten⸗ Sitzung ſprach die Verſammlung ſich nach 
lebhafter Debatte für die Beſchickung des ſchleſiſchen Städtetages 
aus und wählte die Herren Körner und Kießler als Vertreter. — Zum 
großen Bedauern des Magiſtrats verläßt der Oberförſter Herr Engelken 
in Rauſcha den ſtädtiſchen Dienſt, nachdem ihm der Magiſtrat in Breslau 


berg verliehen hat. 


„* 


das Amt eines Oberförſters für die Breslauer Communalforſten bei Riem 
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I VWaldenburg. Bas bieſige „Wo 
5 Er und Umgegenb febr bel 5 
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waſſer, indem er, wahrſcheinlich vom Wege abgekommen, in ei 
gerietb, in welchem er den 2. April früh tobt aufgefunden ee 


berliner Börse vom 5. April 1876, ur 


Eit,onbahn-Stamm-Adilen, 


Wechsel-Course. 

Amstordam100FL|; 8 T ı3 163,50 bz 

do, do. |2 M.|3 [168,55 bz 
London 1 Lstr. .|3 M. 3½ 20,33 bz 
Paris 100 Fres. 8 T.|4 | 81,15 bs 
Potorsburgl00SR.| 3 M. 6 250,00 bs 
Warschau 100SR.|8 T. % 264,20 ba 
Wien 100 Fl. 8 T. 4½ 173,75 ba 


4. do. 2 M. 417260 ba 
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Fonds- und Geld-Courae, 
Staats-Anl.4½ WœOonsol. 4% 16,10 ba 
do. %ige 4 99.78 bzB 
Btaats-Schuldscheine, .|314| 93,40 ba 
Prüm.-Anleihe v. 1865 1 132.00 B 


Berliner Stadt-Oblig. 4 
Berliner 4 
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3 Posensche neue.. 46,10 628 
Schlesische ». 3% 85,50 

„ Kur- u. Neumärk, 4 | 97," % bz 


Posens che 41 d 
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3 Westtal. u. Rhein. 4 98 90 da 
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Badische 35 F Lose 136.59 B 
Braunsckw. /räm,-Anleiha 83,50 B 
Oldenburg? » Loose 138,50 ba 


Bucater, Y55 etbz 


een. „„ „ie G 


Gollars - — U 
— — 
Hypotheken-Gertificate. 


Krupp'schePartial-Obl. 6 101.50 bah 
Gakb.Pfd. Pr. Hyp-B. 4% 99.08 920 


do. 05 5 100,20 her; 
Dentsche Ayp.-B.-Pfb. 55,75 bi 
Kündbr. Cont,-Bod.-Gr, 100,25 be 
Uckünd, de, (1872) 161,50 bz 
do, rückzb. & 110 106,50 bz 
do, do, c 4 % 98,50 ba 
k. II. d. Pr. Ba. — — 
1 III. Em. do. 103.36 br@ 


. do. 


re reg 1 
i Briefe 57 
N 2 II. Em, 5 bz& 
Präm.-Pf. I. Em, 109,60 v2 
rs do. IL Em. 106,20 ba 
4. 5% Pf.rkzlbr.m.110 183,00 ba 
40.4% do, do. m. 1 104% 96,10 bad 
Heininger Präm. -PIdb. 102,99 bz 
Dest. Bilberpfandbr. . 5 — — 
do, Hyp.-Ord.-Pfdbr. 46,70 B 
etab.d.Öest.Bd.-Or.-Ge, 89,25 br 
190,00 


a Ir ae 


Schles, Bodener.-Pfdbr. 
“ do, do, 
Büdd, n 5 
0. 
N . 5 


Ausländische Fonds. 


98,00 


do. ET 5 ‚Als; 58,50 br 
lu. 1.5. l./11·) 
. . 4 
do, Lott.-Anl. v. 60, 6 
de, Credit-Loose . . :)— 322,0% ba 
«o, 64er Loose ...|— 274 50 ba 
Ades, Präm.-Aul. v. 64/5 176 50 ba 
do. do, 1886/6 13,0% b. 
do. Bod.-Ored.-Pfdbr. 6 | 8660 bz 
40. Cent.-Bod.-Or.-Pfdb. 6 91,25 E 
Busn,-Poln, Schatz-Obl.|4 | 88,00 bz 


Polin. Liquid,-Pfandbr.|4 | 68,30 ba 
Amerik. ruckz. p.1881/6 104,50 ba 
„ 1888/6 101.30 dz 

do. Anleihe, . 5 10190 bz 
Französische Rento 5 — — 
Ital. neue 5% Anleiheſs 

Ttal. Tabak-Oblie. . 6 101.50 bzB 

Raab-Orazer 100 Thlr. I. 47 

Buman’sche Anleihe. 8 

‚ Tärkische Anleihe, 48 
Gng.5%Bt-Kisonb.-Anl.|S 12,26 bu 


, #ehwedische 10 Thlr.-Looso — — 


‘Finnische 10 Tbir.-Loone 39,76 ba 
Tärken-Loose 36,50 bs 


Eisenbah»-Prioritäts-Actlen. 


'  Berg-Märk. Serie IL, 4% 94.50 E 
do. III, v. St. 3 g. 3 ½ 85,00 B 


40. do. 1.4% 97 E 
do. Hess. Nordbahnſs 103,0 2 
Borlin-Ghrlita 5 10240 B 
4% „„ 479 9450 6 
do, Lit. O. 1 91,00 8 
Breslau-Freib. Lit. 5. 4½ — — 
do. do. E. 4 95 
do, do, F. 4½ 95 6 
de do, G. 4½ — 
da, do, H.l4 92 


do. . Lit B. 4% 9940 bz 


do. . IV.] 4 | 9238 etbz6 Berl. Lombard-B, 


V. 4 86,60 8 


» do. .... 
Kalle-Sorau-Ouben . 5 | 9225 stbs@ Berl. Wechsler.-B, 


dannovor - Altenbeken 4% — — 

Merkisch-Posener . 5 — — 

. -M. Staatsb. I. Ber. 4 | 96,75 @ 
do, do, II. Ser.|4 95,09 ba 
4», do. Obl. L. u. II. 4 | 86,15 & 
Aa, do. III. Sor,\4 | 96,25 @ 

Oberschlon. K.. 4 | — 

do, B 


re ern 3 — — 
do, K 15 —— 
de, 2. 2 * 491550 
do F. 80 R 
do. Mache, 44, 1%, 90 B 
do, RT 40 — — 


do., UG. 4% 101.00 B 
40. von 186015 103,70 bz 
40. von 1873.4 — 
do. von 1874, 4½% 98, G 
do. Brieg-Neisse4½ — — 
40. Oosel-Oderb. 4 92.25 
40. do. 5 103,50 @ 
do,Stargard-Poren/4 | 92,50 G 
do, 0. II. Em. 4½ 49 @ 
de, do. III. Em. 4½% 99 8 
do, Mdrschl. Zwyb. o 76,50 8 
Alstpreuss, Südbahn. 6 102,28 bzB 
Rochte-Oder-Ufer-K, . 0 — 
Schlesw. Eisenbabn . 4% 98,50 @ 
 Ohemnitz-Komotau . |5 23,75 b 
Dux-Bedenbach. . .. +5 | 58,50 ba 
dö. II. Emission . 8 
Prag-Dux. . 2... * fr, 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn.|d 
d do, neue : 80,30 6 
5 


Ung, Nordostbahn,. . » 
Teg. Ostbahn 3656 00 bz@ 


Lenberg-Czarnowita 5 4660 bad 
do. do, II. [s | 71,60 etbxG 
do. do. III. s | 61,25 b2& 

95 #ahrische Grenzbakn |5 | 67,25 6 
sv Mähr.-Schl. Centralb. tr. 22,00 bs 


do, II. cr. 18 B 
&ronpr.-Rudelf-Bahn .)5 | 69,60 ba 
Öesters,-Französische 3 31700 bz 

40. do. II. 3 
0. eüdl, Btaatsbahn|$ 239,90 U 
do. neue 3 239.80 bz 


10. Obligationenfs | 86.20 br 
Warıchau-Wien II. |5 | 97,90 bz 
do, III. 695,50 bz 

40. IV., s | 91,80 bz 

Jo, V. . 4 688,28 


Bauk-Discont 4 t. 
Lombard-Zinsiuss öpt. 


le 
der Nähe von Alt: | 
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Berlir Görlitz , ,.| 0 


Ee 
F 


B erlin-Stettin . .. 
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Oest, Bkn, 174,46 hr 
Russ, Bkn, 265,10 bz 
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Vak 


Warschau-Wien, I 


Eisenbahn-Stamm-Prieritäts- Aotlen. 


9980-115 100 Hannover-Altenb, 
100,75 be [bz] Kohlfurt-Falkenb, 
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Allg. Deut. Haud.-G.] 8 
AngloDeutsche Bk. 0 
Berl, Kassen-Ver, 19% 
Berl. Handels.-Ges.] 7 
Oost, Bilberrente, » 44½ 61, 20-10 bl. Ido. Prod.-u.Hdls.-B. 10 
01.4. 7. u. 1. lll. io- 11/0 61, 20-10 Braunschw. Bank.] 7 
5 2 si (bi Bresi. Disc,-Bank 
11.0.1. 11. 58,30 | Bresi.Maklerbank 
193,50 bb | Bresl. Makl. Ver.-B. 
107,75ei-107bz | Bresl. Wechalerb, 


2 
* 


Darmst, Creditbk. 10 
Darmst, Zettelbk.| 6% 


do. Reichsbank — 
do. Hyp.-B. Berlin] 1 
Diec.-Comm.-Auth. 12 
Gonossensch.-Bak,| 6 
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G wb. Schuster u. C. U 
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Verſailles, 5. April. Deputittenkammer. Die Commiſſion zur 
Prüfung des Antrags Ferry, wonach den Municlpalräthen die Wahl 
der Maires wieder übertragen werden foll, legte ihren Bericht vor. 
Ferry beantragt die Dringlichkeit. Der Miniſter des Innern erklärt, 
der Dringlichkeit ſtehe nichts entgegen, er hob hervor, die Regierung 
ergriff jetzt nicht die Inittative, weil fie einen vollſtänditzen Geſetzent⸗ 
wurf über die Municipal⸗Organiſation vorlegen wolle, welcher nach 
den Ferien der Kammer im Mal fertig geſtellt ſein würde. Die 
Kammer habe dann Gelegenheit, über die Frage der Ernennung der 
Maires ſich auszuſprechen. Die Kammer nahm die Dringlichkeit ein⸗ 
ſtimmig an. 

London, 4. April. Die Große Jury des Central⸗Criminal⸗ 
Gerichtshofes hat ſich für Erhebung der Anklage gegen den Capitän 
der „Franconia“, Ferdinand Keyn, ausgeſprochen. Die Verhandlungen 
der Aſſiſen beginnen vorausſichtlich morgen. 4. 

Newyork, 5. April. Die Ernennung Dana's zum Geſandten der 
Union in England iſt nunmehr definitiv vom Senate abgelehnt worden. 

(Aus L. Hirſch's Telegr.⸗Bureau.) 

Bukareſt, 5. April. Bebufs Abſchluſſes eines Handels vertrages 
e begiebt ſich der ehemalige Miniſter Majorescu nach 

erlin. 

Belgrad, 5. März. Die türkiſche Regierung machte hier ernſt⸗ 
liche Vorſtellungen wegen der Einberufung der beurlaubten ſerbiſchen 
Offiziere zur activen Armee und wegen der Aufftellung einer großen 
Truppenmacht. Serbien antwortete, daß es nur gegen einen even⸗ 
tuellen türkiſchen Einmarſch Vorkehrungen treffe. 


Telegraphiſche Courſe und Boörſennachrichten. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 5. April, Nachm. 2 Uhr. 30 M. [(Schlußcourſe.] 
Londoner Wechſel 204. 95, Pariſer Wechſel 81, 25, Wiener Wechſel 173, 90, 
Boͤhmiſche Weſtbahn 155, Eliſabethbahn 134%, Galizier 164%, Fran: 
Fate 230%, Lombarden“) 86%, Nordweſtbahn 116, Silberrente 61, 

apierrente 58%, Ruf. Bodencredit 86%, Ruſſen 1872 —, Ruſſ. Ans 
leihe de — —, Amerikaner de 1885 101%, 1860er Looſe 107%, 1864er 
Looſe 276,00, Ereditacl.“) 133, Oeſt. Nationalb. 762,00, Darmſtädt B. 106%, 
Brüſſeler B. —, —, Berliner Bankverein 80, Frankf. Bankverein —, dto. 

Wechslerbant 77%, Deuiſch ⸗ öſterreichiſche Bank 91%, Meininger Bani 
80%, Hahn'ſche Effectenbank —, Reichsbank 156, Continental —, , 
Heil. Ludwigsbahn 99%, Oberheſſen 73% Ungariſche Staatslooſe 157, 50, 
do. Schtzw. alte 90, do. neue 88%, Central⸗Paciſic 914, Türken —, 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 63%. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 

Die Speculation verhielt ſich reſervirt, öſterreichiſche Bahnen theilw eiſe 
etwas niedriger. \ 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 134, Franzoſen 232, Lombarden 
87, 1860er Looſe —, Nordweſtbahn —, Franz, Joſcfsbahn —. 

*) Per medio reſp. per ultimo. 

Hamburg, 5. April, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.A. 115%, Silberrente 61%, Creditactien 133%, Nordweſtbahn —, 
1860er Looſe 107%, Franzoſen 577, Lombarden 215, Malieniſche Rente 71%, 
Vereinsbank 117%, Laurahütte 59%, Commerzbank 87%, do. II. Emiſſton 
—, —, Provinzial⸗Disconto —, Norddeutſche 128%, Anglos deutſche 55%, 
Internationale Bank 85%, Amerikaner de 1885 96%, Köln Mindener St. A. 
3 Lege Toren do. 115, Bergiſch⸗Märkiſche do. 81, Disconto 

4 pet. — Feſter. 

Hamburg, 5. April, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, auf 
Termine matt. Roggen loco ſtill, auf Termine matt. Weizen pr. April⸗Mai 
204 Br., 203 Gd., pr. Juni⸗Juli pr. 1000 Kilo 209 Br., 208 Gd. 
Roggen pr. April:Mai 148 Br., 147 Gd., pr. Juni⸗Juli pr. 1000 Kilo 152 
Br., 151 Gd. Hafer ruhig. Gerſte flau. Rüböl matt, loco 61%, pr. Mai 59, 
r. Octbr. pr. 200 Pd. 61%. Spiruus ruhig, pr. April 35, pr. Mai⸗ 
Sin 35%, per Juni juli 35%, per Auguſt⸗Sept. per 100 Liter 100% 36%. 

aſſee feſt, Umſatz 2000 Sack. — Petroleum ruhig, Standard whue 
loco 14, 00 Br., 13 80 Gd. per April 13, (0 Gd., per Auguſt⸗Decem⸗ 
ber 12, 60 Gd. — Wetter: Prachtvoll. 

Liverpool, 5. April, Vormutags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Matt. Tagesimport 39,000 Ballen, 
davon 33,000 Ballen amerikaniſche, 5000 Ballen oſtindiſche. 

Liverpool, 5. April, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 8000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Matt. Ankünfte % D. niedriger. } ; 

Middl. Orleans 6 ½, midol. amerikaniſche 6%, fair Dhollexah 4%, middl. 
fair Dhollerah 4%, good mipdl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerab 4, falt 
Bengal 4%, good fair Broach 5, new fair Oomra 4 ½, good fair Oomra 
5%, fair Madras 4%, fair Pernam 6%, fair Smyrna 5%, fair 
Egyptian 6%. 5 


Berlin, 5. April. Die gedrückte Stimmung von geſtern überpflanzte ſich 
auch auf den heutigen Verkehr. Die geſchäftliche Thätigkeit ließ ebenfalls 
eine Zunahme nicht erwarten und nur die Speculation glaubte die augen⸗ 
blickliche Sachlage für ſich ausbeuten zu können. In Folge des geſtern berz 
offen ilichten Ausweiſes der Reichsbank war auf dem Geldmarkte eine gerin⸗ 
gere Willigleit zu beobachten. Obgleich der Discontſatz am offenen Markte 
eine Vertheuerung nicht gefunden und obgleich auch an den Bankausweis 
die Erwartung einer Erhöhung des Bankdisconto von keiner Seite geknüpft 
wurde, jo genügte doch die größere Reſerve der Disconteure, die Contremine 
zum Vorgehen zu ermuthigen. In dieſer Tendenz fand die Eröffnung des 
Geſchaftes ſtatt. Die leitenden Speculationspapiere hatten mit nicht ganz 
unbedeutenden Einbußen eingeſetzt und hielten ſich anfänglich auch auf dieſem 
Niveau. Als ſpäter jedoch beſſere Wiener Coursmeldungen eintrafen und 
als man erkannte, daß „gute Käufer” in den Markt traten, ſuchte man 
die gemachten e zu decken. Hieraus reſultirte für Deſterreichiſche 
Credit⸗Actien und Oeſterreichiſche Staatsbahn gegen die Anfangsnotiz 
eine Avance von 3 Mark. Lombarden blieben faſt ganz vernachläßigt und 


änderten ihren bisherigen Coursſtand laum. Am Schluß der Börſe wurde Wind 


aus Frankfurt die Zahlungseinſtellung eines dortigen größeren Speculanten 
gemeldet und dürfte dieſelbe auch einige biefige Firmen nicht unberührt 
laſſen. Oeſterreichiſche Nebenbahnen verhielten ſich ſehr ſtill, waren im All 
gemeinen aber ziemlich feit troß einiger Rückgänge. Galizier behaupteten 
gute Feſtigkeit, dagegen waren Eliſabeth⸗Weſtbahn und Böhmiſche Weſtbahn 
matt. Die localen Speculations⸗Effecten fanden wenig Beachtung. Nur 
Dortmunder Union beliebter. Disconto⸗Commandit 120,50, ultimo 119% 
bis 119 bis 120, Dortmunder Union 9,40, Laurahütte 59, ultimo 58,10 bis 
58,90. Ausländiſche Staatsanleihen wenig verändert. Oeſterreichiſche Renten 
behauptet, 60er Looſe und Türken gedrückt. Ruſſiſche Werthe matt. Prä⸗ 
mien ⸗ Anleihe niedriger. Preußiſche Fonds unbelebt; von anderen 


deutſchen Staats⸗Anleihen find Badiſche Prämien⸗Anleiben als ſeſt zu b 


erwähnen. Prioritäten beliebt, Stettiner, Anhalter und Köln» Min: 
dener (jüngite Emiſſion) a Mehltheuer⸗Weida in großem Ver⸗ 
kehr. Auf dem Eiſenbahn⸗Actienmarkte war die Stimmung wenig 
feſt, die Umſätze blieben aber nicht ganz unbedeutend. Ze böber, 
Halberitäbter und ee e ebenfalls ſteigend, alter ſchwach, 
Halle⸗Sorau⸗Gubener begehrt. Bankactien trugen einen feſten Charakter. 


Deutſche Union in gutem Verkehr bei ſteigender Notiz, Preuß. Hypotheken 


(Spielhagen) höher. Ebenſo 16 Eſſener Credit etwas an. Hübner Hypoth. 
feſt, Geraer Bank und Geraer Creditbank belebt, Braunſchweiger Hypotheken 
beliebt. Deutſche Bank bei lebhaften Umſätzen 1 5 Danziger Bankverein 
rege. Alte Gothaer Grund⸗Credit in ziemlichem Verkehr. Induſtriepapiere 
meiſt unbelebt, Schering feſt, Prätorius behauptet, Centralbazar beliebt, 
Viebbof anziehend, Deſſauer Gas weichend, Oberſchleſ. höher, Hoffmann be⸗ 
lebt und anziehend, Neuß Wagenbau ſteigend, Gelſenkirchen matter, Hibernia 
blieb zu etwas ermäßigter Notiz rage — Um 2½ Uhr: ſtill. Credit 266%, 
Lombarden 173%, Franzoſen 463, Reichsbank 156%, Disconto⸗Commandit 
119%, Dortmunder Union 9,40, Laurahütte 58%, Köln Mindener 100%, 
Rheiniſche 114%, Bergiſche 80%, Rumänen 23%. (Bank: u. H.⸗Z.) 


Berlin, 5. April. [Productendericht.] Es kam an heutigem Markte 


eine entſchieden rückgängige Preisbewegung im Terminhandel von Roggen 
zum Durchbruch. Pla — ligt 


haben die Preiſe ſich auch kaum 


sipeculation betheiligte ſich ſtark beim Verkauf. Loco 
behaupten können. Käufer verhielten ſich 


2 Wee e und im Allgemeinen 
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l r e 
eblibilliger, aber in ziemlich regem Verkehr. 
ö etwas billiger nur ö 
ahrs⸗ erholte ſich in Folge von Deckungskäufen ſchließlich wieder. — er 
abel loco nur ſchleppenden Absatz. Termine haben erbeblich nachgegeben 
im Werthe. — Nüböl ſtill. Nabe Lieferung wenig offerirt und feſt, ent: 
fernte Sichten unbeachtet und eher matter. — Spiritus war ſehr flau und 
— 5 . Angebot haben die Preiſe entſchieden rückgängige 
endenz betfolgt. 5 

Weizen loco 183—223 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
pr. April⸗Mai 200% — 201% M. bez., pr. Mais Juni 202, —201 y bez., 
pr. Juni⸗Juli 205% - 205 N. bez., pr. Juli⸗Auguſt 207% M. bez., 
pr. Auguſt⸗September — M. bez., pr. September⸗October 209—208% % 
bez. Gekündigt 29,000 Ctr. — Kündigungspreis 201 M. — Roggen loco 
152 — 165 M. nach Qualitat gefordert, ſchwimmend, ruſſiſcher 153 —154 M. 
bez., polniſcher 155 —157 M. bez., inlandiſcher 160 —163 M. ab * bez., 
pr. Fand Jun 15074 e M. be pr. Mai⸗Juni 151—149—149½ M. bez., 
pr. Juni⸗Juli 150% —149 M. bez. per Juli⸗Auguſt 151—149% M. bez., 
pr. September:October 152, — 151% M. bez., pr. März⸗April 153—151% 
bez. — Gerſte loco 141-180 M. nach Qualität geber — Hafer per 
1000 Kilo loco 150 —185 M. nach Qualitat gefordert, oſt⸗ und weſipreu⸗ 
ziſcher 164—174 M., ruſſiſcher 160—174 M., pommeriher und medien: 
burgiſcher 175 —180 M., böbmilher — M., ſchwediſcher 176 —180 M. ab 
Bahn bez., pr. Frühjahr 162% — 162 M. bez, pr. Mai⸗Juni 161½ M. 
Br., 161 M. Gd. u. bez., pr. Junmi⸗Juli do. M. bez, pr. Juli⸗Auguſt 157% M. 
Br., pr. . ee 154% M. Br. Gekündigt 4000 Ctur. Kündigungs⸗ 
preis 162 M. — Erbſen: Kochwaare 178210 M., Futterwaare 165 bis 
170 M. — Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert inc. Sack Nr. 0: 
27,25— 26,25 M. bez., Nr. 00: — M. bez., Nr. O und 1: 25,75—24,25 M. 
Roggenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack: Nr. 0: 23,75—22,25 
Mark Nr. O und 1: 21,50—20 M. bez. — Roggenmehl pr. 100 Kilo Br. 
incl. Sad Nr. O und 1: April⸗Mai. 21,1021 M. bez., pr. Mai⸗Juni 21,25 
bis 15 M. bez., pr. Juni⸗Juli 21,30 —20 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 21,40 bis 
30 M. bez., pr. Auguſt⸗September — M. bez., pr. September⸗October 
21,50 40 M. bez., pr. Februar⸗März — M. bez., pr. März⸗April 21,10 bis 
21 M. bez. — Gekündigt 2000 Etnr. Kündigungspreis 21,10 M. — Rabol 
per 100 Kilo loco ohne Faß 59,8 M. bez., pr. April⸗Mai 60,5— 60,8 M. 
bez., pr. Mai⸗Juni 61 M. bez., pr. Juni⸗Juli 62 M. bez., pr. September⸗ 
October 62,3—4 M. bez., pr. März-April 0.5 —8 M. bez. — Gekundigt 
600 Einer. Kündigungspreis 60,6 M. — Leinöl loco 58 M. — Petroleum 
loco per 100 Kilo mel. Faß 30 M. bez., pr. April⸗Mai — M., pr. Sepibr. 
October 26 M. bez., pr. März — bez., pr. März⸗April 27,00 M. bez. — 
Kündigungspreis — M. — Spiritus loco „one Faß“ per 10,000 pCt. 
4,3—4 W. bez., „mit Faß“ pr. April⸗Mai 45,2 — 44,9 M. bez., pr. Mar Jun 
45,4—45 M. bez., pr. zu 46,5 —46 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 47,7—3 
Mark bez., pr. Auguſt⸗September 48.7 3 M. bez., pr. September⸗October 
49,4 48,6 M. bez., pr. Februar⸗März — M. bez., pr. März⸗April — M. 
be vr, April 452.449 M. — Getündiat 260,000 Eiter. — Kündigungs 
preis 45 M. 


* Breslau, 6. April, 9% Ubr Vorm. Der Geſchäftsperkehr am beu⸗ 
Ham ar 5 im Allgemeinen ſchleppend, bei ſtärkeren Zufuhren, Preiſe 
wa ehauptet. 

Weizen, zu billigeren Preiſen mehr Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 16,00 bis 18,30 — 20,00 Mark, gelber 15,30 — 17,40 bis 19,00 Mart, 
m. Sorte über Hat en TEEN 

oggen in gedrückter Stimmung, per! ilogr. 13, is 14,60 bis 
16,30 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte wenig verändert, per 100 Kii . 12,50 — 14,50 bis 15,50 Mark, 
weiße 16,00—-17,00 Mark. g 

Hafer, nur feine Qualitäten preishalte.iv, per 100 Kilogr. 15,40 16,60 
bis 18,03 Mar', feinſter über Notiz. 

Mais mehr angeboten, per 100 Kiloge 11,50 bis 12,50 Mark. 

Erbſen gut preishaltend, per 100. d logr. 17— 1820,50 Mark. 

b er per 3 SIE Ri RR a 

upinen mehr beachtet, per ‚logr. gelbe 9,60—11;; bla 
9,50-11,40 Mart. ER 

Biden ſtark vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 7,80 -18,80—20,50 Mark. 

Oelſaaten ſchwach zugeführt. 

Schlaglein matter. 5 

Pro 100 Kilogramm: nette in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaa . 27 25 — 1 — 
Winterras 22 — 77 — 25 
Winterrübſen 27 — 26 — 

ö Sommerrübfen---. 28 50 27 50 27 

Leindotter 26 — 25 — 24 — 

Rapskuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 7,30—7,60 Mark. 

Leinkuchen ohne Aenderung, pr. Kilogr. 9,20 — 9,70 Mark. 

Thymothee ſehr feſt, pr. Su Kilo, 32—53—88 Mart. 

Kleeſamen ſchwach angeboten, rr er ſehr feſt, pr. 50 Kilogr. 5763 
bis 65—70 Mark, weißer ohne Umic, pr. 50 Kilogr. 82—92—95—100 
Dart, bochfeiner über Notiz. ö 

Mehl in matter Haltung, pr. 100 Klgr. Weizen fein alt 29,75—30,75 
Mark, neu 27 — 27,75 Mart, Roggen fein 26 — 27 Mark, Haasbacken 
gr Mark, Roggen⸗Futtermehl 10—11 Mark, Weizenkleie 8 bis 
, ar 


FETTE TR: 


Bel. — Re 


Ir 


Eoneurd-Eröffnungen, 

Ueber das Vermögen des früheren Kaufmanns, jetzigen Buchdruckerei⸗ 
beſitzers und See eden Julius Cador in Cöpenik. Zahlun, seinſtel⸗ 
lung: 1. October 1875. Einſtweilliger Verwalter: Kaufmann Göbel. Erſter 
Termin; 10. April c. — Ueber das Vermögen der Productiv⸗Genoſſenſchaft 
für geſchweiſte Möbel „Einſicht“ (eingetragene Genoſſenſchaft zu Berlin) in 
Berlin. Zahlungs Einſtellung: 2 Februar er. Einſtweiliger Verwalter: 
Kaufmann Fiſcher bier, Deſſauerſtraße 4. Erſter Termin: 18 April cr. — 
Ueber das Privat und Handelsvermögen ber 8 Guſtav Adolph 
Stind und Cpriftoph Hermann Kutſcher, in Firma: G. Stindy u. H. Kutſcher 
in Berlin. Zablungseinſtellung: 4. October 1875. Einſtweiliger Verwalter: 
Kaufmann Fiſcher. Erſter Termin: 15. April er. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts 
Sternwarte zu Breslau. 


April 5. 6. Nachm., 2 U. Abds. 10 U. Morg. EU. 
Luſtdruck bei 0° ... 337,13 336” 54 33570 | 
Luftwärme 772 50,3 + 395 
Er 8% 69 505 be Te 5 lg 

unſtſättigung e pCi. 5 
* | N. 2 | O. 1 S2 2 
Wetter bedeckt. bezogen. beiter. 


Breslau, 6. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 56 Cm. U.-P. 2 M. 10 Em. 
— — . — —— — 


Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn Geſellſchaſt. 
Einnahme pro Monat März 1876 beträgt: 5 
proviſoriſch definitiv 
Berteh 1200 M. 110 M. 
aus d onen⸗ Verkehr. 12 „ 
b. ap 50 Galkr⸗Verlehr inel. Grtraorbinaria . 20792280. „ 
Summa 32,777 M. 38,575 M. 
e n ur 
Direction. 


Bazar 


im evangeliſchen Vereinshauſe 
ae ac 6/8, u je, 


von 10 Uhr Morgens bis 2 Uhr Nachmittags. 
Näheres die Anſchlagzettel. 


Alter Weinhaus keller, 
N N 20, Ecke Stockgaſſe. 
Gute billige Weine nebſt Küche mit feiner Bedienung. [5130] 
— Bebade: Dr) Stein ', 
Dua bon Graß, Berl u, Comp. (I. Zrievrid) in Breslau. 


’ * 77 


pro 1876 weniger 


— — — 


— 


